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6. Wahlperiode

G e s e t z e n t w u r f

der Landesregierung

Thüringer Gesetz zur Anpassung personalvertretungs-
rechtlicher Vorschriften

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Die Mitbestimmung der Beschäftigten im öffentlichen Dienst in Thürin-
gen wird durch das Thüringer Personalvertretungsrecht geregelt. Nach-
dem im Jahr 2012 das Thüringer Personalvertretungsgesetz (ThürPers-
VG) in der Fassung vom 13. Januar 2012 (GVBl. S. 1) zuletzt novelliert 
wurde, bedarf es namentlich vor dem Hintergrund der Fortentwicklung 
des Personalvertretungsrechts in anderen Ländern und der Rechtspre-
chung sowie Bedürfnissen, die sich aus der praktischen Anwendung er-
geben, der Überarbeitung.

Darüber hinaus wurden dem Ministerium für Inneres und Kommunales 
seitens der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften sowie der Ar-
beitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte vielfältige Änderungsbedürf-
nisse kommuniziert.

Schwerpunkte der Novellierung sind die Schaffung von Regelungen, die 
künftig für alle Tatbestände der eingeschränkten Mitbestimmung den Zu-
gang zum Einigungsstellenverfahren eröffnen, die das Antragserfordernis 
bei der eingeschränkten Mitbestimmung zugunsten einer grundsätzlich 
obligatorischen Beteiligung abschaffen sowie die Rechte der Arbeitsge-
meinschaft der Hauptpersonalräte erweitern und stärken.

B. Lösung

Das Thüringer Personalvertretungsgesetz wird novelliert und fortge-
schrieben, um die Positionen der Personalvertretungen und der Arbeits-
gemeinschaft der Hauptpersonalräte zu stärken sowie ein modernes 
Personalvertretungsrecht zu entwickeln, das in der praktischen Anwen-
dung handhabbar bleibt.

Dies wird zunächst durch umfangreiche Änderungen in den Bereichen 
der Wahlberechtigung und Wählbarkeit erreicht. Künftig erhalten alle 
Beschäftigten einer Dienststelle mit der Vollendung des 16. Lebens-
jahres die Wahlberechtigung für die Personalratswahlen. Zudem wird 
diese bereits ab dem Zugang zur Dienststelle gewährt. Darüber hin-
aus verlieren Beamte, die sich in der Elternzeit im Sinne des Bundes-
elterngeld- und Elternzeitgesetzes in der Fassung vom 27. Dezember 
2015 (BGBl. I S. 33) in der jeweils geltenden Fassung befinden, nicht 
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die Wahlberechtigung. Hinsichtlich der Wählbarkeit zur Personalvertre-
tung ist künftig eine dreimonatige Zugehörigkeitsdauer zum Geschäfts-
bereich einer obersten Dienstbehörde ausreichend.

Weiterhin wird die Amtszeit der Personalvertretungen und analog die 
der Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte auf fünf Jahre verlän-
gert. Der Zeitraum für die Wahl der Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung wird verlängert, ebenso deren Amtszeit in Anlehnung an die Ver-
längerung für die Personalvertretungen. Darüber hinaus werden die 
Bestimmungen zur Wahl des Vorstands und dessen Stellvertreter kon-
kretisiert. Zudem ist es dem Personalrat künftig gestattet, Bekanntma-
chungen über ein von der Dienststelle eingerichtetes Intranet oder ein 
anderes vorhandenes elektronisches Medium vorzunehmen.

Das Letztentscheidungsrecht der obersten Dienstbehörde bei Streitig-
keiten über Freistellungen in Dienststellen mit weniger als 250 Beschäf-
tigten entfällt. Künftig wird das zuständige Verwaltungsgericht abschlie-
ßend entscheiden. Weiterhin werden Personalratsmitglieder künftig vor 
Personalmaßnahmen besser geschützt. Personalversammlungen müs-
sen künftig nur noch mindestens einmal im Kalenderjahr stattfinden. 
Zudem werden alle Personalversammlungen während der Arbeitszeit 
abgehalten. Künftig kann die Dienststelle einem Mitglied der Personal-
vertretung die Teilnahme an von der Dienststelle eingerichteten Arbeits-
gruppen, die beteiligungspflichtige Maßnahmen vorbereiten, gewähren. 
Zudem besteht für bestimmte Dienststellen die Möglichkeit der Errich-
tung eines Wirtschaftsausschusses, der wirtschaftliche Angelegenhei-
ten der Dienststelle berät und den Personalrat darüber unterrichtet. Auch 
die Möglichkeit der Bildung dienststellenübergreifender Arbeitsgruppen 
wurde in das Gesetz aufgenommen.

Die in § 69 Abs. 10 Satz 2 ThürPersVG geregelte Pflicht zur Rücknahme 
von Maßnahmen, die ohne die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung 
oder unter Verstoß gegen wesentliche Verfahrensvorschriften durchge-
führt wurden, wird mit einem Rechtsanspruch der Personalvertretung 
verknüpft (§ 83 Abs. 1 Nr. 5 ThürPersVG).

Weiterhin werden die allgemeinen Aufgaben der Personalvertretungen 
sowie die Katalogtatbestände der vollen und eingeschränkten Mitbe-
stimmung erweitert und somit deren Rechte gestärkt. Das Initiativrecht 
wird ausgeweitet, indem künftig Initiativanträge auch in Personalange-
legenheiten gestellt werden können. Zudem wird der Dienststellenleiter 
verpflichtet, über Initiativanträge innerhalb einer Frist von drei Monaten 
zu entscheiden. Der Abschluss von Dienstvereinbarungen ist künftig in 
allen Fällen zulässig, die keine Einzelangelegenheiten sind und denen 
keine gesetzlichen oder tariflichen Regelungen entgegenstehen.

Darüber hinaus ist es einem Mitglied des Personalrats gestattet, an Aus-
wahlgesprächen der Dienststelle im Rahmen von Auswahlverfahren so-
wie an Beurteilungsgesprächen, sofern der Beschäftigte dies wünscht, 
teilzunehmen.

In der Wahlordnung zum Thüringer Personalvertretungsgesetz vom 
6. Dezember 1993 (GVBl. S. 831) in der jeweils geltenden Fassung wur-
den Änderungen aufgenommen, die im Zusammenhang mit der elektro-
nischen Bekanntmachung stehen. Auch diese Regelungen dienen der 
Entwicklung hin zu einem modernen Personalvertretungsrecht.
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C. Alternativen

Beibehaltung des Thüringer Personalvertretungsgesetzes sowie der 
Wahlordnung zum Thüringer Personalvertretungsgesetz in der jetzigen 
Form; dies hätte jedoch zur Folge, dass die Fortentwicklung des Thürin-
ger Personalvertretungsgesetzes zu einem modernen und zukunftsfähi-
gen Personalvertretungsrecht unter Einbeziehung der Gewerkschaften 
und Berufsverbände unterbliebe und es zugleich nicht zu der gewünsch-
ten Stärkung der Rechte der Personalvertretungen käme.

D. Kosten

Die Kosten sind nicht konkret bezifferbar. Einerseits führen die erweiter-
ten Beteiligungsverfahren zu einer Erhöhung des Verwaltungsaufwands, 
sodass die Möglichkeit besteht, dass zusätzliches Personal gebunden 
wird. Hingegen werden durch die Zulassung von Arbeitsgruppen und 
die Einrichtung eines Wirtschaftsausschusses dem Personalrat und der 
Dienststelle Möglichkeiten zur Zusammenarbeit eingeräumt. Die damit 
voraussichtlich verbundenen Kosten sind aufgrund der fakultativen Inan-
spruchnahme abhängig davon, in welchem Umfang von ihnen Gebrauch 
gemacht wird. Zugleich können durch die verbesserte Zusammenarbeit 
Synergien entstehen, die Einsparungseffekte nach sich ziehen.

Unmittelbare Einsparungen können voraussichtlich dadurch erzielt wer-
den, dass der Personalrat lediglich verpflichtet ist, nur noch mindestens 
einmal im Kalenderjahr eine Personalversammlung durchzuführen. Für 
den Fall, dass an Arbeitsgruppen und der Arbeitsgemeinschaft der Haupt-
personalräte künftig die Vorsitzenden der beteiligten Personalvertretun-
gen oder Hauptpersonalräte teilnehmen, bietet dies den finanziellen Vor-
teil, dass diese aufgrund ihres Amtes bereits überwiegend vollständig 
für die Tätigkeit im Personalrat freigestellt sind, sodass keine weiteren 
Freistellungen erforderlich werden. Auch durch diese Regelung werden 
Kosten gespart. Darüber hinaus werden langfristig betrachtet aufgrund 
der Verlängerung der Amtszeiten der Personalvertretung sowie der Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung voraussichtlich Kosten der Durch-
führung von Personalratswahlen eingespart.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Ministerium für Inneres und Kommunales.
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FREISTAAT THÜRINGEN
DER MINISTERPRÄSIDENT

An den
Präsidenten des Thüringer Landtags
Herrn Christian Carius
Jürgen-Fuchs-Straße 1

99096 Erfurt

Erfurt, den 17. April 2018

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen 
Entwurf des

"Thüringer Gesetzes zur Anpassung personalvertretungsrechtli-
cher Vorschriften"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag in den Plenarsitzungen 
am 25./26./27. April 2018.

Mit freundlichen Grüßen
In Vertretung

Heike Taubert
stellvertretende Ministerpräsidentin
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Thüringer Gesetz 
zur Anpassung personalvertretungsrechtlicher Vorschriften

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des 

Thüringer Personalvertretungsgesetzes

Das Thüringer Personalvertretungsgesetz in der Fassung 
vom 13. Januar 2012 (GVBl. S. 1), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBl. S. 229), 
wird wie folgt geändert:

1.	 In § 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "zu ihrer Berufs-
ausbildung Beschäftigten" durch die Worte "Personen, 
die sich in der Ausbildung für eine Beamtenlaufbahn 
oder in sonstiger beruflicher Ausbildung befinden" er-
setzt.

2.	 In § 9 Abs. 1 werden nach dem Wort "Krankenpflege-
gesetz" ein Komma und die Worte "dem Thüringer Ge-
setz zur Dualen Hochschule Gera-Eisenach" eingefügt.

3.	 In § 10 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung "§ 68 Abs. 2 
Satz 5" durch die Verweisung "§ 68 Abs. 2 Satz 6" er-
setzt.

4.	 § 13 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird die Angabe "18. Lebensjahr" durch 
die Angabe "16. Lebensjahr" ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte "am Wahltag 
länger als drei Monate gedauert hat" durch die Wor-
te "angetreten wird" ersetzt.

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In der Einleitung wird das Wort "sechs" 
durch das Wort "zwölf" ersetzt.

bbb)	 In Buchstabe b werden nach dem Klam-
merzusatz "(ThürBG)" die Worte "oder 
den entsprechenden tarifrechtlichen Be-
stimmungen" eingefügt.

bb)	 Nummer 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Buchstabe a werden nach der Ver-
weisung "§ 63 Abs. 3 ThürBG" die Wor-
te "oder den entsprechenden tarifrecht-
lichen Bestimmungen" eingefügt.

bbb)	 Buchstabe b erhält folgende Fassung:

"b)	 einer Altersteilzeit nach dem Thürin-
ger Beamtengesetz oder den ent-
sprechenden tarifrechtlichen Bestim-
mungen befinden."
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cc)	 Folgender Satz wird angefügt:

"Dies gilt nicht für Beamte, die sich in der El-
ternzeit im Sinne des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes befinden."

5.	 § 14 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Nr. 1 wird das Wort "sechs" durch das 
Wort "drei" ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte "des Beschäftig-
ten" durch die Worte "der Beschäftigten der Dienst-
stelle" ersetzt.

6.	 § 19 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 4 werden die Worte "wird dieser mit 
einfacher Stimmenmehrheit gewählt" durch die 
Worte "ist gewählt, wer die meisten der abge-
gebenen Stimmen erhält" ersetzt.

bb)	 Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefügt:

"Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los."

b)	 Die bisherigen Absätze 8 und 9 werden die Absät-
ze 7 und 8.

7.	 § 23 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Worte 
"nach acht Wochen" durch die Worte "acht Wochen 
nach dessen Bestellung" ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Worte "durch Aushang" 
gestrichen.

bb)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

"§ 44 Abs. 3 gilt entsprechend."

8.	 § 26 wird wie folgt geändert:

a)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und wie folgt 
geändert:

aa)	 In Satz 1 wird das Wort "vier" durch das Wort 
"fünf" ersetzt.

bb)	 In Satz 2 werden die Worte "seiner Amtszeit" 
durch die Worte "der Amtszeit dieses Perso-
nalrats" ersetzt.

b)	 Folgender Absatz 2 wird angefügt:

"(2) Die regelmäßigen Personalratswahlen finden 
in der Zeit vom 1. März bis 31. Mai statt."
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9.	 § 27 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird aufgehoben.

b)	 Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1 und in der 
Einleitung werden die Worte "dieser Frist" durch 
die Worte "der regelmäßigen Personalratswahlen 
nach § 26 Abs. 2" ersetzt.

c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und die Ver-
weisung "des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3" durch die Ver-
weisung "des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3" ersetzt.

d)	 Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absät-
ze 3 und 4.

10.	§ 29 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 8 wird der Klammerzusatz "(Altersteil-
zeit)" durch den Klammerzusatz "(während der Al-
tersteilzeit oder eines Sabbatjahrs)" ersetzt.

b)	 In Nummer 9 werden die Worte "Frauenbeauftrag-
te/Vertrauensperson, Gleichstellungsbeauftragten" 
durch die Worte "Gleichstellungsbeauftragten oder 
Vertrauensfrau" ersetzt.

11.	§ 33 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 3 werden nach dem Wort "wäh-
len" die Worte "in geheimer Wahl" eingefügt.

b)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Der Personalrat wählt mit einfacher Stimmen-
mehrheit in geheimer Wahl aus den Mitgliedern 
des Vorstandes einen Vorsitzenden. Der Perso-
nalrat bestimmt zugleich die Vertretung des Vorsit-
zenden durch Stellvertreter. Neben den Vorstands-
mitgliedern können weitere Stellvertreter durch den 
Personalrat aus seiner Mitte bestimmt werden. Die 
Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt der Perso-
nalrat. Sind mehr als zwei Gruppen im Personalrat 
vertreten, darf der erste Stellvertreter nicht dersel-
ben Gruppe angehören wie der Vorsitzende. Ver-
zichtet eine Gruppe auf einen Stellvertreter oder ist 
sie im Personalrat nicht vertreten, fällt ihr Mandat 
der anderen Gruppe zu. Sind mehr als zwei Grup-
pen vertreten, so wählt der Personalrat im Fall des 
Satzes 6 mit einfacher Stimmenmehrheit den auf 
die verzichtende Gruppe entfallenden Stellvertre-
ter aus seiner Mitte."

c)	 In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort "Stim-
menmehrheit" die Worte "in geheimer Wahl" einge-
fügt.

12.	Nach § 34 Abs. 2 Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

"Die Erweiterung der Tagesordnung in der Sitzung des 
Personalrats ist möglich, wenn alle Personalratsmitglie-
der rechtzeitig zur Sitzung geladen wurden, der Perso-
nalrat beschlussfähig ist und die anwesenden Personal-
ratsmitglieder die Erweiterung einstimmig beschließen."
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13.	In § 35 Satz 4 wird das Wort "vom" durch die Worte 

"über den" ersetzt.

14.	Dem § 40 wird folgender Absatz 3 angefügt:

"(3) Der Sprecher der Freiwilligen im Sinne des Bundes-
freiwilligendienstgesetzes vom 28. April 2011 (BGBl. I 
S. 687) in der jeweils geltenden Fassung kann an Sit-
zungen des Personalrats beratend teilnehmen, wenn 
Angelegenheiten behandelt werden, die auch die Frei-
willigen im Bundesfreiwilligendienst betreffen."

15.	Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

"Dazu gehört auch ein von der Dienststelle eingerich-
tetes Intranet oder ein anderes vorhandenes elektroni-
sches Medium, das von der Dienststelle zur Bekannt-
machung hausinterner Meldungen genutzt wird."

16.	§ 45 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 werden nach den Worten "in der Regel" 
die Worte "200 bis 250 Beschäftigten im Umfang 
von 75 Prozent einer Vollzeitstelle" und ein Kom-
ma eingefügt.

b)	 Die Sätze 4 und 5 werden gestrichen.

17.	In § 46 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "vom Thürin-
ger Innenministerium oder einer von diesem" durch die 
Worte "von der für das Dienstrecht zuständigen obers-
ten Landesbehörde oder einer von dieser" ersetzt.

18.	§ 47 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Mitglieder des Personalrats dürfen gegen ihren 
Willen nur versetzt, abgeordnet, zugewiesen oder ge-
stellt werden, wenn dies auch unter Berücksichtigung 
der Mitgliedschaft im Personalrat aus wichtigen dienst-
lichen Gründen unvermeidbar ist. Als Versetzung im 
Sinne des Satzes 1 gilt auch die mit einem Wechsel 
des Dienstortes verbundene Umsetzung in derselben 
Dienststelle, sofern dort kein eigener örtlicher Perso-
nalrat besteht; das Einzugsgebiet im Sinne des Um-
zugskostenrechtes bleibt unbeachtlich. Die Versetzung, 
Abordnung, Zuweisung und Gestellung von Mitgliedern 
des Personalrats bedarf der Zustimmung des Personal-
rats; Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass für die Frist § 69 Abs. 2 Satz 6 bis 8 
Anwendung findet."

19.	§ 49 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte "einmal in je-
dem Kalenderhalbjahr" durch die Worte "mindes-
tens einmal im Kalenderjahr" ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden die Worte "berechtigt und" ge-
strichen.

c)	 In Absatz 3 wird das Wort "Kalenderhalbjahr" durch 
"Kalenderjahr" ersetzt.
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20.	§ 50 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Verweisung "§ 49 Abs. 1" 
durch die Verweisung "§ 49" ersetzt sowie die 
Worte "und die auf Wunsch des Leiters der 
Dienststelle einberufenen" gestrichen.

bb)	 In Satz 3 werden die Worte "in den Fällen des 
Satzes 1" gestrichen.

b)	 Absatz 3 wird aufgehoben.

21.	§ 54 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen.

22.	Dem § 56 a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Die Durchführung von Teilversammlungen ist zulässig, 
wenn es dienstliche Verhältnisse erfordern."

23.	§ 60 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

"Wahlvorstand, Wahl, Amtszeit"

b)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Der Personalrat bestellt spätestens zehn Wo-
chen vor Ablauf der Amtszeit mindestens drei 
Wahlberechtigte nach § 13 als Wahlvorstand 
und einen von ihnen als Vorsitzenden."

bb)	 In Satz 2 wird die Verweisung "§ 19 Abs. 1, 3, 4 
Satz 1, Abs. 5 und 8, § 20 Abs. 1 und 3" durch 
die Verweisung "§ 19 Abs. 1, 3, 4 Satz 1, Abs. 5 
und 7, § 20 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3" ersetzt.

c)	 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Die regelmäßige Amtszeit der Jugend- und 
Auszubildendenvertretung beträgt zwei Jahre und 
sechs Monate. Sie beginnt mit dem Tag der Wahl 
oder, wenn zu diesem Zeitpunkt noch eine Jugend- 
und Auszubildendenvertretung besteht, mit dem Ab-
lauf deren Amtszeit. Die regelmäßigen Wahlen der 
Jugend- und Auszubildendenvertretung finden im 
Wechsel gemeinsam mit den regelmäßigen Wah-
len des Personalrats oder in der Zeit vom 1. Ok-
tober bis 31. Dezember statt. Die Amtszeit endet 
spätestens mit Ablauf des letzten Tages des Zeit-
raums, in dem die regelmäßigen Wahlen der Ju-
gend- und Auszubildendenvertretung stattfinden. 
Für die Wahl der Jugend- und Auszubildendenver-
tretung außerhalb des Zeitraums für die regelmä-
ßigen Wahlen gilt § 27 Abs. 1 Nr. 2 bis 5, Abs. 2 
und 4 entsprechend."
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24.	§ 66 Abs. 1 Satz 5 erhält folgende Fassung:

"Gleichstellungsbeauftragte oder Vertrauensfrau kön-
nen an den Besprechungen nach Satz 1 teilnehmen; 
die Einladung zu der Besprechung hat durch den Lei-
ter der Dienststelle zu erfolgen."

25.	§ 67 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

"1.	 jede Benachteiligung von Personen aus Grün-
den ihrer Herkunft, ihrer Abstammung, ih-
rer ethnischen Zugehörigkeit, ihrer Nationali-
tät, ihrer Religion oder Weltanschauung, ihrer 
Sprache, ihrer sozialen Stellung, ihrer Behin-
derung, ihres Alters, ihrer politischen oder ge-
werkschaftlichen Betätigung oder Einstellung 
oder wegen ihres Geschlechts oder ihrer se-
xuellen Identität unterbleibt,"

b)	 In Satz 2 wird das Wort "Verwaltungsangehörigen" 
durch das Wort "Beschäftigten" ersetzt.

26.	§ 68 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 7 werden nach dem Wort "bean-
tragen" die Worte "sowie auf die Förderung 
des Abschlusses von Inklusionsvereinbarun-
gen nach § 166 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch hinzuwirken" eingefügt.

bb)	 In Nummer 9 wird der Punkt durch ein Kom-
ma ersetzt.

cc)	 Folgende Nummer 10 wird angefügt:

"10.	 die Vereinbarkeit von Beruf und Privat-
leben zu fördern."

b)	 In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz einge-
fügt:

"Die Dienststelle kann einem Mitglied der Personal-
vertretung die Teilnahme in von der Dienststelle ein-
gerichteten Arbeitsgruppen, die beteiligungspflichti-
ge Maßnahmen vorbereiten, gestatten."

c)	 In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort "Perso-
nalrat" die Worte "ihnen gegenüber" eingefügt.

27.	Nach § 68 wird folgender § 68 a eingefügt:

"§ 68 a 
Wirtschaftsausschuss

(1) In Körperschaften und Anstalten öffentlichen Rechts 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes, die als wirt-
schaftlich tätige öffentliche Unternehmen Berichtsge-
genstand im jährlichen Beteiligungsbericht der für die 
Finanzen zuständigen obersten Dienstbehörde sind, 
kann in Dienststellen mit in der Regel mehr als 50 stän-
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dig Beschäftigten auf Veranlassung des Personalrats 
ein Wirtschaftsausschuss gebildet werden. Der Wirt-
schaftsausschuss hat die Aufgabe, wirtschaftliche An-
gelegenheiten der Dienststelle im Sinne des Absat-
zes 3 zu beraten und den Personalrat zu unterrichten.

(2) Die Dienststelle hat den Wirtschaftsausschuss recht-
zeitig und umfassend über die wirtschaftlichen Angele-
genheiten unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen 
zu unterrichten, soweit dadurch nicht die Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse oder Dienstgeheimnisse gefähr-
det werden, sowie die sich daraus ergebenden Auswir-
kungen auf die Personalplanung darzustellen.

(3) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 2 gehören insbesondere
1.	 die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Dienst-

stelle,
2.	 Veränderungen der Produktpläne,
3.	 beabsichtigte Investitionen,
4.	 beabsichtigte Partnerschaften mit Privaten,
5.	 Stellung der Dienststelle in der Gesamtdienststelle,
6.	 Rationalisierungsvorhaben,
7.	 Einführung neuer Arbeits- und Managementme-

thoden,
8.	 Fragen des betrieblichen Umweltschutzes,
9.	 Verlegung von Dienststellen oder Dienststellen-

teilen,
10.	Neugründung, Zusammenlegung oder Teilung der 

Dienststelle oder von Dienststellenteilen,
11.	Kooperation mit anderen Dienststellen im Rahmen 

interadministrativer Zusammenarbeit,
12.	sonstige Vorgänge und Vorhaben, welche die Inte-

ressen der Beschäftigten der Dienststelle wesent-
lich berühren können.

(4) Der Wirtschaftsausschuss besteht aus mindestens 
drei und höchstens sieben Mitgliedern, die der Dienst-
stelle angehören müssen, darunter mindestens einem 
Personalratsmitglied. Die Mitglieder sollen die zur Er-
füllung ihrer Aufgaben erforderliche fachliche und per-
sönliche Eignung besitzen. Sie werden vom Personal-
rat für die Dauer seiner Amtszeit bestimmt. Die §§ 28, 
29 und 31 gelten entsprechend.

(5) Der Wirtschaftsausschuss soll vierteljährlich ein-
mal zusammentreten. Er hat über jede Sitzung dem 
Personalrat unverzüglich und vollständig zu berichten.

(6) An den Sitzungen des Wirtschaftsausschusses hat 
ein Vertreter der Dienststelle teilzunehmen. Dieser 
kann weitere sachkundige Beschäftigte hinzuziehen."

28.	§ 69 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 4 wird aufgehoben.

bb)	 Nach dem bisherigen Satz 7 wird folgender 
Satz eingefügt:

"Personalrat und Dienststelle können im Ein-
zelfall eine abweichende Frist vereinbaren."
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cc)	 In dem bisherigen Satz 8 werden die Worte 

"diese Frist" durch die Angabe "die Frist nach 
Satz 6" ersetzt.

dd)	 In dem bisherigen Satz 11 wird die Verweisung 
"Satz 7 und 8" durch die Verweisung "den Sät-
zen 6 bis 8" ersetzt.

ee)	 In dem bisherigen Satz 12 wird die Verweisung 
"Sätzen 7 und 8" durch die Verweisung "Sät-
zen 6 bis 8" ersetzt.

b)	 Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

"Absatz 2 gilt im Verfahren der Stufenvertretung 
entsprechend."

c)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 3 erhält folgende Fassung:

"Absatz 2 gilt im Verfahren der Stufenvertre-
tung entsprechend."

bb)	 Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Im Fall der Nichteinigung kann der Leiter der 
obersten Dienstbehörde oder der Hauptperso-
nalrat die Einigungsstelle nach § 71 anrufen."

d)	 In den Absätzen 5 und 6 wird jeweils die Verwei-
sung "Absatz 4 Satz 3 bis 5" durch die Verweisung 
"Absatz 4 Satz 4 und 5" ersetzt.

e)	 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 3 erhält folgende Fassung:

"Im Fall der Nichteinigung kann die oberste 
Dienstbehörde oder der Gesamtpersonalrat 
die Einigungsstelle nach § 71 anrufen."

bb)	 Satz 4 wird aufgehoben.

f)	 Absatz 8 Satz 2 wird aufgehoben.

29.	§ 70 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Beantragt der Personalrat eine Maßnahme, 
die nach § 74 Abs. 2 Nr. 2 bis 12 und § 75 Abs. 3 
Nr. 1 bis 5 seiner Mitbestimmung unterliegt, so hat 
er sie schriftlich dem Leiter der Dienststelle vorzu-
schlagen und unter Vorlage der entscheidungser-
heblichen Unterlagen zu begründen. Die Entschei-
dung über den Antrag hat der Leiter der Dienststelle 
dem Personalrat innerhalb von drei Monaten mit-
zuteilen. Entspricht der Leiter der Dienststelle dem 
Antrag nicht, so bestimmt sich das weitere Verfah-
ren nach § 69 Abs. 3 bis 9."
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b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

"Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend."

bb)	 Im bisherigen Satz 2 werden die Worte "die-
ser" durch die Worte "der Leiter der Dienst-
stelle" ersetzt und die Verweisung "nach § 69 
Abs. 3, 4 Satz 1 und 2, Abs. 7 Satz 1, 2 und 
6" durch die Verweisung "nach § 69 Abs. 3, 4 
Satz 1, 2 und 3 sowie Abs. 7 Satz 1, 2 und 5" 
ersetzt.

c)	 Absatz 3 Satz 4 wird aufgehoben.

30.	§ 71 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 5 Satz 1 wird die Verweisung "des § 75 
Abs. 1, 2 Satz 1 Nr. 1 bis 10, Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
bis 5 und des § 78" durch die Verweisung "der §§ 75 
und 78" ersetzt.

b)	 Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt:

"Die Entscheidung der obersten Dienstbehörde 
nach Satz 1 oder Satz 4 ist gegenüber der Eini-
gungsstelle, den beteiligten Dienststellen und Per-
sonalräten schriftlich zu begründen."

31.	§ 72 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Dienstvereinbarungen sind zulässig, soweit sie 
nicht Einzelangelegenheiten regeln oder gesetz-
liche oder tarifliche Regelungen nicht entgegen-
stehen."

b)	 Absatz 4 Satz 1 wird aufgehoben.

c)	 Folgender Absatz 5 wird angefügt:

"(5) Dienstvereinbarungen, die die Eingliederung 
schwerbehinderter Menschen betreffen, werden 
von der Schwerbehindertenvertretung mit unter-
zeichnet."

32.	§ 74 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
"Gewährung" die Worte "und Ablehnung" eingefügt. 

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Nummer 5 erhält folgende Fassung:

"5.	personelle und organisatorische Maßnah-
men zur Verhütung von Dienst- und Ar-
beitsunfällen sowie sonstigen Gesund-
heitsschädigungen, einschließlich des 
Betrieblichen Gesundheitsmanagements 
und der vertraglichen Bindung überbetrieb-
licher Dienste zur arbeitsmedizinischen 
und sicherheitstechnischen Betreuung,"



14

Thüringer Landtag - 6. WahlperiodeDrucksache 6/5575
bb)	 In Nummer 11 wird das Wort "und" durch ein 

Komma ersetzt.

cc)	 Nummer 12 erhält folgende Fassung:

"12.	 Beginn und Ende der täglichen Arbeits-
zeit und der Pausen, insbesondere die 
Einführung, Ausgestaltung, Änderung 
und Aufhebung von Arbeitszeitmodellen 
sowie die Verteilung der Arbeitszeit auf 
die einzelnen Wochentage, insbesondere 
die Gestaltung von Dienst- und Schicht-
plänen, Anordnung von Rufbereitschaft 
und die Anordnung und Festsetzung von 
Dienstbereitschaft, Mehrarbeit und Über-
stunden, soweit es über den konkreten 
Einzelfall hinausgeht, und"

dd)	 Folgende Nummer 13 wird angefügt:

"13.	 die Festlegung von Zeit, Ort und Art der 
Auszahlung der Dienstbezüge und Ar-
beitsentgelte."

33.	§ 75 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Nummer 5 wird die Verweisung "im 
Sinne von § 4 des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst vom 13. September 
2005 in der jeweils geltenden Fassung/
des Tarifvertrags für den öffentlichen 
Dienst der Länder vom 12. Oktober 2006 
in der jeweils geltenden Fassung" durch 
die Verweisung "im Sinne des § 4 des 
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst 
oder des § 4 des Tarifvertrags für den öf-
fentlichen Dienst der Länder" ersetzt.

bbb)	 In Nummer 6 werden die Worte "Teil-
zeitbeschäftigung und Urlaub" durch 
die Worte "Teilzeitbeschäftigung, Urlaub 
oder Freistellung nach dem Thüringer 
Bildungsfreistellungsgesetz" ersetzt.

ccc)	 In Nummer 7 wird das Wort "und" durch 
ein Komma ersetzt.

ddd)	 In Nummer 8 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.

eee)	 Folgende Nummern 9 bis 11 werden an-
gefügt:

"9.	 Versagung einer Nebentätigkeit,
10.	Geltendmachung von Ersatzansprü-

chen gegen einen Beschäftigten und
11.	 Ablehnung eines Antrags auf Telear-

beit."
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bb)	 In Satz 2 wird die Verweisung "Satzes 1 Nr. 4 
und 5" durch die Verweisung "Satzes 1 Nr. 10" 
ersetzt.

cc)	 Folgender Satz wird angefügt:

"In den Fällen des Satzes 1 Nr. 4 und 5 wird 
der Personalrat nur dann nicht beteiligt, wenn 
der Beschäftigte nachweislich auf die Beteili-
gung des Personalrats verzichtet."

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Nummer 7 werden die Worte "Arbeits-
zeit oder Urlaub" durch die Worte "Ar-
beitszeit, Urlaub oder Freistellung nach 
dem Thüringer Bildungsfreistellungsge-
setz" ersetzt.

bbb)	 In Nummer 8 werden die Worte "Ableh-
nung eines Antrags" durch das Wort "An-
trag" ersetzt.

ccc)	 In Nummer 10 wird das Wort "und" durch 
ein Komma ersetzt.

ddd)	 In Nummer 11 wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt.

eee)	 Folgende Nummern 12 bis 14 werden 
angefügt:

"12.	Versagung oder Widerruf der Geneh-
migung einer Nebentätigkeit,

13.	Geltendmachung von Ersatzansprü-
chen gegen einen Beamten und

14.	Ablehnung eines Antrags auf Telear-
beit."

bb)	 In Satz 2 wird die Verweisung "Satzes 1 Nr. 4, 
5 und 9 bis 11" durch die Verweisung "Satzes 1 
Nr. 9 bis 11 sowie 13" ersetzt.

cc)	 Folgender Satz wird angefügt:

"In den Fällen des Satzes 1 Nr. 4 und 5 wird 
der Personalrat nur dann nicht beteiligt, wenn 
der Beamte nachweislich auf die Beteiligung 
des Personalrats verzichtet."

c)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 In Nummer 4 werden die Worte "als Be-
amte oder Arbeitnehmer" durch die Wor-
te "sowie der Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit" ersetzt.

bbb)	 Die Nummern 6 und 7 werden aufgeho-
ben.
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ccc)	 Die bisherigen Nummern 8 bis 16 wer-

den die Nummern 6 bis 14.

bb)	 Satz 2 wird aufgehoben.

d)	 In Absatz 4 werden die Worte "einer Antragstellung 
des Beschäftigten" durch die Worte "einem Verzicht 
des Beschäftigten auf die Beteiligung der Personal-
vertretung" ersetzt.

34.	§ 76 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) § 74 Abs. 2 Nr. 1, § 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 9 
und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 12, die §§ 78 und 79 
Abs. 2 gelten nicht für die Beamten und Beamten-
stellen der Besoldungsgruppen A 16 und höher 
sowie die Arbeitnehmer, die ein außertarifliches 
Entgelt erhalten, und die der Regelung des § 30 
BeamtStG in Verbindung mit § 27 ThürBG unter-
liegenden Beamten."

b)	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Verweisung "§ 75 Abs. 1, 
2, 3 Satz 1 Nr. 6" durch die Verweisung "§ 75 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 9 und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 12" 
ersetzt.

c)	 In Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort "Frauenför-
derplan" durch das Wort "Gleichstellungsplan" er-
setzt.

35.	Dem § 77 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Der Personalrat kann dem Leiter der Dienststelle Vor-
schläge zur Personalplanung unterbreiten, die der Ein-
gliederung schwerbehinderter Menschen dienen."

36.	In § 78 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 wird die Verweisung "§ 75 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 16" durch die Verweisung "§ 75 Abs. 3 
Nr. 14" ersetzt.

37.	§ 79 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Überschrift werden ein Komma sowie die Worte 
"Auswahl- und Beurteilungsgesprächen" angefügt.

b)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

c)	 Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt:

"(2) Der Personalrat ist berechtigt, mit einem von 
ihm bestimmten Mitglied an Auswahlgesprächen 
der Dienststelle im Rahmen von Auswahlverfahren 
zur Vorbereitung mitbestimmungspflichtiger Maß-
nahmen teilzunehmen. Im Fall der Zuständigkeit 
von Stufenvertretungen kann diese das Teilnahme-
recht an den Personalrat der Dienststelle, in der die 
Einstellung vorgenommen werden soll, übertragen. 

(3) Auf Wunsch des Beschäftigten kann ein Mit-
glied des Personalrats an Beurteilungsgesprächen 
teilnehmen."
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38.	§ 82 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 6 wird aufgehoben.

b)	 Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6.

39.	§ 82 a erhält folgende Fassung:

"§ 82 a 
Arbeitsgemeinschaft auf Landesebene

(1) Die Vorsitzenden der Hauptpersonalräte bei den 
obersten Landesbehörden oder jeweils ein vom Haupt-
personalrat entsandtes Mitglied bilden die Arbeits-
gemeinschaft der Hauptpersonalräte (ARGE HPR). 
Besteht bei einer obersten Landesbehörde kein Haupt-
personalrat, ist der Vorsitzende des Personalrats der 
obersten Landesbehörde oder ein vom Personalrat 
entsandtes Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte Mitglied. Jeder entsendende Per-
sonalrat bestimmt bis zu zwei stellvertretende Mitglie-
der. Die Landtagsverwaltung gilt insoweit als oberste 
Landesbehörde.

(2) Die Amtszeit der Arbeitsgemeinschaft der Hauptper-
sonalräte beträgt fünf Jahre. Sie beginnt mit dem Ab-
lauf der vorangegangenen Amtszeit der Arbeitsgemein-
schaft der Hauptpersonalräte und endet am 31. Juli des 
Jahres, in dem die regelmäßigen Personalratswahlen 
nach § 26 Abs. 2 stattfinden.

(3) An den Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft der 
Hauptpersonalräte kann ein Vertreter der zu einer Ar-
beitsgemeinschaft zusammengeschlossenen Schwer-
behindertenvertretungen bei den obersten Landesbe-
hörden teilnehmen.

(4) Die Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte ist 
anzuhören vor Entscheidungen
1.	 der Landesregierung, die für die Beschäftigten des 

Landes in den Geschäftsbereichen der obersten 
Dienstbehörden unmittelbar verbindliche Regelun-
gen enthalten, oder

2.	 oberster Landesbehörden, die auch die Beschäf-
tigten in den Geschäftsbereichen anderer oberster 
Dienstbehörden betreffen,

soweit sie Maßnahmen nach den §§ 74, 75 und 77 
zum Gegenstand haben. Sie kann Angelegenheiten 
nach Satz 1 mit den Hauptpersonalräten der obers-
ten Dienstbehörden abstimmen. Satz 1 gilt nicht, wenn
1.	 Entscheidungen einzelne Personalangelegenhei-

ten zum Gegenstand haben, die der Beteiligung 
der Personalvertretung unterliegen würden, wenn 
sie von der Dienststelle der Beschäftigten getrof-
fen würden, oder

2.	 nach gesetzlichen Vorschriften die Spitzenorgani-
sationen der zuständigen Gewerkschaften oder Be-
rufsverbände zu beteiligen sind.

Die Befugnisse und Aufgaben der Personalvertretungen 
nach diesem Gesetz werden hierdurch nicht berührt.

(5) Die für die Entscheidung oder die Vorbereitung der 
Entscheidung zuständige oberste Landesbehörde un-
terrichtet die Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonal-
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räte rechtzeitig und umfassend von der beabsichtigten 
Maßnahme. Der Arbeitsgemeinschaft der Hauptperso-
nalräte sind die erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 
Auf Verlangen der Arbeitsgemeinschaft der Haupt-
personalräte ist die beabsichtigte Maßnahme mit ihr 
mündlich zu erörtern. Die Stellungnahme der Arbeits-
gemeinschaft der Hauptpersonalräte ist der nach Satz 1 
zuständigen obersten Landesbehörde innerhalb von 
drei Wochen schriftlich mitzuteilen, sofern nicht einver-
nehmlich eine andere Frist vereinbart wurde.

(6) Die §§ 44 und 45 Abs. 2 gelten entsprechend. Die 
§§ 8, 10, 11, 29 Abs. 1 sowie die §§ 30, 35 und 45 
Abs. 1 finden auf die Mitglieder und die Sitzungen der 
Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte entspre-
chende Anwendung.

(7) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung nähere Regelungen über die Bildung und 
das Verfahren der Arbeitsgemeinschaft der Hauptper-
sonalräte zu erlassen."

40.	Nach § 82 a wird folgender § 82 b eingefügt:

"§ 82 b 
Bildung dienststellenübergreifender Arbeitsgruppen

(1) Personalvertretungen derselben Verwaltungsstu-
fe, desselben Verwaltungszweigs oder mehrerer Ver-
waltungen und Betriebe juristischer Personen nach § 1 
können zur Behandlung gemeinsam betreffender Ange-
legenheiten vorübergehend eine Arbeitsgruppe bilden, 
wenn dies der Wahrnehmung der Befugnisse und Pflich-
ten der einzelnen Personalvertretung förderlich ist. Die 
Bildung einer Arbeitsgruppe ist den jeweiligen Dienst-
stellenleitern gegenüber anzuzeigen und zu begründen.

(2) Der Arbeitsgruppe gehören jeweils der Vorsitzende 
oder ein anderes von der Personalvertretung bestimm-
tes Mitglied der beteiligten Personalvertretungen an. In 
begründeten Fällen ist im Einvernehmen mit der Dienst-
stelle der entsendenden Personalvertretung eine Ent-
sendung mehrerer Mitglieder zulässig.

(3) § 44 gilt mit der Maßgabe, dass die durch die Ent-
sendung in die Arbeitsgruppe entstehenden notwendi-
gen Kosten von der Dienststelle der jeweils entsenden-
den Personalvertretung zu tragen sind."

41.	§ 83 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

b)	 Folgende Nummer 5 wird angefügt:

"5.	 Streitigkeiten nach § 69 Abs. 10."

42.	§ 88 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 2 werden die Worte "sowie diejenigen, 
die an der Hochschule, an der sie als Studenten 
immatrikuliert sind, eine Beschäftigung ausüben," 
gestrichen.
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b)	 In Nummer 3 Satz 1 wird der Klammerzusatz "(Ober-
assistenten, Oberingenieure, wissenschaftliche und 
künstlerische Assistenten, Lehrkräfte für besonde-
re Aufgaben, Mitarbeiter mit ärztlichen Aufgaben, 
Bibliothekare im höheren Dienst und vergleichbare 
Angehörige wissenschaftlicher Dienste)" durch den 
Klammerzusatz "(Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben, Mitarbeiter mit ärztlichen Aufgaben, Bibliothe-
kare im höheren Dienst und vergleichbare Angehö-
rige wissenschaftlicher Dienste)" ersetzt.

c)	 Nummer 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 wird der Verweis "§ 75 Abs. 1, 2 und 3 
Satz 1 Nr. 6" durch den Verweis "§ 75 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 bis 9 und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 
12" ersetzt.

bb)	 Satz 3 wird aufgehoben.

d)	 Nach Nummer 4 wird folgende neue Nummer 5 ein-
gefügt:

"5.	 § 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 9 und Abs. 2 Satz 1 
Nr. 1 bis 12 sowie § 78 gelten nicht für Assis-
tenten. Bei einer Beschäftigungsdauer von ins-
gesamt mehr als sechs Monaten hat die Per-
sonalvertretung auf Antrag des betroffenen 
Beschäftigten in dessen Angelegenheiten mit-
zubestimmen. Abweichend von den §§ 13 und 
14 sind die Wahlberechtigung und die Wähl-
barkeit für Assistenten ausgeschlossen."

e)	 Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6.

43.	In § 89 Nr. 2 wird die Verweisung "§ 75 Abs. 1, 2, 3 
Satz 1 Nr. 6" durch die Verweisung "§ 75 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis 9 und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 12" ersetzt.

44.	In § 90 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 Buchst. a Satz 3 wird die 
Verweisung "§ 34 Abs. 2 Satz 3" durch die Verweisung 
"§ 34 Abs. 2 Satz 4" ersetzt.

45.	In § 91 wird die Verweisung "§ 75 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 
Nr. 6" durch die Verweisung "§ 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 9 und Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 12" ersetzt. 

46.	§ 92 wird wie folgt geändert:

a)	 Nummer 2 Buchst. a Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Doppelbuchstabe cc wird das Wort "und" 
durch die Worte "sowie Lehrer und Erzieher" 
ersetzt.

bb)	 Doppelbuchstabe dd erhält folgende Fassung:

"dd)	 Lehrer an den berufsbildenden Schulen, 
den Gymnasien, den Spezialgymnasien 
und den Kollegs sowie Lehrer und Erzie-
her an den Gemeinschaftsschulen, die 
die Klassenstufen bis 12 umfassen, und 
den Gesamtschulen"
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b)	 Nummer 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 Satz 1 wird aufgehoben.

bb)	 Der bisherige Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Die Einleitung erhält folgende Fassung:

"Für den Hauptpersonalrat bei dem für 
Schulwesen zuständigen Ministerium 
gelten folgende Regelungen:"

bbb)	 In Buchstabe a Satz 1 werden die Wor-
te "im Bereich Schulen" durch die Wor-
te "bei dem für Schulwesen zuständigen 
Ministerium" ersetzt.

47.	§ 95 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Die nächsten regelmäßigen Personalratswah-
len finden im Jahr 2022 statt. Die Personalvertretun-
gen sowie die Arbeitsgemeinschaft der Hauptperso-
nalräte, die am Tag vor Inkrafttreten des Thüringer 
Gesetzes zur Anpassung personalvertretungsrecht-
licher Vorschriften bestehen, bleiben in ihrer bisheri-
gen Stärke bis zum Ablauf ihrer Amtszeit, längstens 
jedoch bis zum Ablauf des 31. Mai 2022, im Amt. In 
den Fällen, in denen ab dem Tag des Inkrafttretens 
des Thüringer Gesetzes zur Anpassung personal-
vertretungsrechtlicher Vorschriften bis zur nächsten 
regelmäßigen Personalratswahl nach Satz 1 Wah-
len nach § 27 Abs. 1 durchgeführt wurden, endet 
die Amtszeit am 31. Mai 2022; § 27 Abs. 4 gilt ent-
sprechend. Satz 2 gilt entsprechend für freigestell-
te Personalratsmitglieder."

b)	 In Absatz 2 werden die Worte "Gesetzes zur Ände-
rung des Thüringer Personalvertretungsgesetzes 
und der Wahlordnung zum Thüringer Personalver-
tretungsgesetz" durch die Worte "Thüringer Geset-
zes zur Anpassung personalvertretungsrechtlicher 
Vorschriften" ersetzt.

c)	 In Absatz 3 Nr. 1 Satz 1 und 3 wird jeweils die Da-
tumsangabe "1. Juni 2010" durch die Datumsan-
gabe "1. Juni 2018" ersetzt.

d)	 Die Absätze 4 bis 6 werden aufgehoben.

e)	 Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 4 und erhält fol-
gende Fassung:

"(4) Für Einigungsstellenverfahren, die am Tag vor 
Inkrafttreten des Thüringer Gesetzes zur Anpas-
sung personalvertretungsrechtlicher Vorschriften 
eingeleitet worden sind, gelten bis zum Abschluss 
der Verfahren die bisherigen Verfahrensvorschrif-
ten."
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48.	Nach § 95 wird folgender neuer § 96 eingefügt:

"§ 96 
Evaluierung

(1) Die Landesregierung legt dem Landtag spätestens 
drei Jahre nach Inkrafttreten des Thüringer Gesetzes 
zur Anpassung personalvertretungsrechtlicher Vor-
schriften einen Bericht über das Ergebnis der Evaluie-
rung über den notwendigen Anpassungs- oder Ände-
rungsbedarf dieses Gesetzes vor. 

(2) Die Absatz 1 nachfolgenden Evaluierungen sind 
dem Thüringer Landtag in Abständen von fünf Jah-
ren vorzulegen."

49.	Die bisherigen §§ 96 und 97 werden die § 97 und 98.

50.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 2 
Änderung der Wahlordnung zum 

Thüringer Personalvertretungsgesetz

Die Wahlordnung zum Thüringer Personalvertretungsge-
setz vom 6. Dezember 1993 (GVBl. S. 831), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2011 
(GVBl. S. 520), wird wie folgt geändert:

1.	 In § 1 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte "durch Aushang" 
gestrichen.

2.	 Nach § 1 wird folgender § 1 a eingefügt:

"§ 1 a 
Bekanntmachungen des Wahlvorstandes

(1) Bekanntmachungen des Wahlvorstands sind an ei-
ner oder mehreren geeigneten Stellen in der Dienst-
stelle auszuhängen.

(2) Bekanntmachungen des Wahlvorstands können 
zusätzlich elektronisch mittels der in der Dienststelle 
üblicherweise genutzten Informations- und Kommuni-
kationstechnik vorgenommen werden. In diesem Fall 
genügt es, die Bekanntmachung an einer geeigneten 
Stelle in der Hauptdienststelle und, falls davon abwei-
chend, am dienstlichen Sitz des Wahlvorstands aus-
zuhängen. In der elektronischen Fassung ist anzuge-
ben, an welchem Ort der schriftliche Aushang erfolgt. 
Eine ausschließlich elektronische Bekanntmachung ist 
nur zulässig, wenn alle wahlberechtigten Beschäftigten 
der Dienststelle über einen eigenen Zugang zur übli-
cherweise in der Dienststelle genutzten Informations- 
und Kommunikationstechnik verfügen. Bei der Bekannt-
machung auf elektronischem Weg sind technische und 
programmtechnische Vorkehrungen zu treffen, dass die 
Bekanntmachungen des Wahlvorstands nicht durch an-
dere Personen als Mitglieder des Wahlvorstands ver-
ändert werden können. Die gilt für die elektronische 
Übermittlung von Bekanntmachungen des Wahlvor-
stands an andere Stellen entsprechend, wofür siche-
re Übertragungswege zu nutzen und Dateiformate zu 
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verwenden sind, deren Veränderung einen unverhält-
nismäßig hohen Aufwand erfordert."

3.	 § 5 Abs. 2 Satz 4 wird aufgehoben.

4.	 § 6 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 8 wird der Klammerzusatz "(§ 19 
Abs. 8 ThürPersVG)" durch den Klammerzu-
satz "(§ 19 Abs. 7 ThürPersVG)" ersetzt.

bb)	 Nach Nummer 14 wird folgende neue Num-
mer 15 eingefügt:

"15.	 die Form der Bekanntgabe des Wahler-
gebnisses und"

cc)	 Die bisherige Nummer 15 wird Nummer 16.

b)	 In Absatz 3 wird das Wort "auszuhängen" durch das 
Wort "bekanntzumachen" ersetzt.

5.	 In § 11 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "durch Aushang 
an den gleichen Stellen, an denen das Wahlausschrei-
ben ausgehängt ist" durch die Worte "an den gleichen 
Stellen und in derselben Weise wie das Wahlausschrei-
ben" ersetzt.

6.	 In § 13 Abs. 1 werden die Worte "durch Aushang" ge-
strichen sowie nach dem Wort "Stellen" die Worte "und 
in derselben Weise" eingefügt.

7.	 In § 19 wird die Absatzbezeichnung "(1)" gestrichen.

8.	 In § 23 werden die Worte "durch zweiwöchigen Aus-
hang an den Stellen bekannt, an denen das Wahlaus-
schreiben bekanntgemacht worden ist" durch die Worte 
"für die Dauer von zwei Kalenderwochen an den glei-
chen Stellen und in derselben Weise wie das Wahlaus-
schreiben bekannt" ersetzt.

9.	 In § 32 Abs. 2 werden die Worte "durch Aushang" ge-
strichen.

10.	§ 36 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 2 werden die Worte "durch Aushang" ge-
strichen.

b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

bb)	 Folgende Nummer 8 wird angefügt:

"8.	die Form der Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses."

b)	 In Absatz 5 werden die Worte "des Aushangs" durch 
die Worte "der Bekanntmachung" ersetzt.
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11.	In § 37 werden die Worte "in gleicher Weise" durch die 
Worte "an den gleichen Stellen und in derselben Wei-
se" eingefügt.

12.	In § 40 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte "durch zweiwö-
chigen Aushang in der gleichen Weise" durch die Worte 
"für die Dauer von zwei Kalenderwochen an den glei-
chen Stellen und in derselben Weise" eingefügt.

13.	In § 47 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung "§ 90 Abs. 2 
Halbsatz 2 und Nr. 1 Buchst. c ThürPersVG" durch die 
Verweisung "§ 90 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2 
Nr. 1 Buchst. c ThürPersVG" ersetzt.

14.	§ 49 wird aufgehoben.

15.	Die bisherigen §§ 50 und 51 werden die §§ 49 und 50.

16.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 3 
Neubekanntmachung

Der Präsident des Landtags wird ermächtigt, den Wortlaut 
des Thüringer Personalvertretungsgesetzes in der vom In-
krafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen be-
kannt zu machen.

Artikel 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.
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Begründung:

A. Allgemeines

Ein moderner öffentlicher Dienst braucht ein zukunftsorientiertes Perso-
nalvertretungsrecht. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf und den darin 
enthaltenen Änderungen wird ein bedeutender Schritt in diese Richtung 
getan. So wird beispielsweise das Einigungsstellenverfahren ausgewei-
tet, indem die Möglichkeit der Anrufung der Einigungsstelle in allen Fäl-
len der eingeschränkten Mitbestimmung eingeräumt wird, wenn zwi-
schen oberster Dienstbehörde und Hauptpersonalrat keine Einigung 
zustande kommt. Das Beteiligungsverfahren wird damit auf eine quali-
tativ höhere Stufe gestellt und die Rechte der Personalvertretung wer-
den wesentlich gestärkt.

Das Antragserfordernis für die Beteiligung bei Abordnungen und Verset-
zungen wird zugunsten der obligatorischen Beteiligung der Personalver-
tretung abgeschafft. Der Möglichkeit des Verzichts auf die Beteiligung der 
Personalvertretung der abgebenden Dienststelle wird durch die Möglich-
keit einer entsprechenden nachweislichen Erklärung der Beschäftigten 
entsprochen. In höchstpersönlichen Angelegenheiten erfolgt die Beteili-
gung der Personalvertretung weiterhin nur auf Antrag des Beschäftigten.

Das bereits bestehende Recht der Arbeitsgemeinschaft der Hauptper-
sonalräte (ARGE HPR) auf Abstimmung von Angelegenheiten, die für 
die Beschäftigten von allgemeiner Bedeutung sind und über den Ge-
schäftsbereich einer obersten Landesbehörde hinausgehen, wird durch 
neu in den Regelungstext aufgenommene, abschließende Anhörungs-
rechte ergänzt. Dadurch werden bislang bestehende Beteiligungslücken 
geschlossen und neue Kommunikationsebenen geschaffen. Die ARGE 
HPR hat nun ein Anhörungsrecht bei unmittelbar für die Beschäftigten 
wirksamen Entscheidungen der Landesregierung durch die für die Um-
setzung zuständige oberste Dienstbehörde.

Des Weiteren wird unter anderem die Regelung über die notwendi-
ge Zeitdauer der Zugehörigkeit zur Dienststelle bis zur Erlangung der 
Wahlberechtigung gestrichen und die Wahlperiode von vier auf fünf Jah-
re verlängert.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen:

Zu Artikel 1:

Zu Nummer 1:

Die bisherige Bezeichnung von Beschäftigten in der Berufsausbildung 
führte zu Unklarheiten hinsichtlich des Umfangs der von dieser Formu-
lierung umfassten Personen. Daher wird eine Klarstellung dahin ge-
hend aufgenommen, dass alle Personen einer Dienststelle, die sich in 
der Ausbildung für eine Beamtenlaufbahn oder in sonstiger beruflicher 
Ausbildung befinden, Beschäftigte im Sinne des Thüringer Personalver-
tretungsgesetzes sind.

Zu Nummer 2:

Die Aufnahme von Beschäftigten, die in einem Berufsausbildungsver-
hältnis nach dem Thüringer Gesetz zur Dualen Hochschule Gera-Eise-
nach (GVBl. 2016, 205) stehen, erfolgt aufgrund ihrer Vergleichbarkeit 
mit den übrigen in der Vorschrift genannten Beschäftigten.
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Zu Nummer 3:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Nummer 26 Buchst. b.

Zu Nummer 4:

Zu Buchstabe a:

Artikel 37 Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thüringen bestimmt, 
dass die Beschäftigten und ihre Verbände nach Maßgabe der Gesetze 
das Recht auf Mitbestimmung in Angelegenheiten ihrer Betriebe, Unter-
nehmen oder Dienststellen haben. Um diese verfassungsrechtliche Ge-
währleistung den Beschäftigten einer Dienststelle möglichst umfassend 
zugutekommen zu lassen, wird das Mindestalter für die Wahlberechti-
gung für den Personalrat von 18 Jahren auf 16 Jahren abgesenkt. Das 
Absenken der Altersgrenze wird gegenüber einer gänzlichen Aufhebung 
favorisiert, da eine gewisse Reife und gefestigte Persönlichkeit bei den 
Jugendlichen nötig ist, um die weitreichende Bedeutung des Personal-
rats für die Interessen der Beschäftigten einer Dienststelle hinreichend 
einschätzen zu können. Dies kann bei jüngeren Jugendlichen im Grund-
satz nicht erwartet werden. Zudem hätte ein Entfallen des Mindestalters 
in der Praxis voraussichtlich nur geringe Auswirkungen, da nur wenige 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst des Freistaats Thüringen jünger als 
16 Jahre sind.

Die Änderung der Regelung führt dazu, das Beschäftigte unter 18 Jah-
ren künftig sowohl die Wahlberechtigung für den Personalrat als auch 
für die Jugend- und Auszubildendenvertretung besitzen. Dies ist in zwei-
facher Hinsicht unbedenklich. Zum einen durften bisher Auszubildende, 
die das 18. Lebensjahr bereits erreicht haben, neben der Jugend- und 
Auszubil-dendenvertretung auch den Personalrat wählen. Ein sachlicher 
Grund, weshalb für jüngere Beschäftigte etwas anderes gelten soll, ist 
nicht ersichtlich. Zum anderen hat die Jugend- und Auszubildendenver-
tretung mit der Vertretung der Interessen der Jugendlichen und Auszubil-
denden in besonderem Maße sowie der Beantwortung der aus der Aus-
bildung resultierenden, sich altersunabhängig stellenden Fragen andere 
Aufgaben als der Personalrat. Der durch die Jugend- und Auszubilden-
denvertretung dahin gehend gewährte Schutz ist für die Jugendlichen 
und Auszubildenden insofern der passendere. Daher ist es trotz Etab-
lierung der Wahlberechtigung für den Personalrat für Beschäftigte unter 
18 Jahren geboten, neben dem Personalrat das Gremium der Jugend- 
und Auszubildendenvertretung weiterhin beizubehalten.

Zu Buchstabe b:

Die Abschaffung der Zugangsfrist zur Erlangung der Wahlberechtigung 
bei Neubeschäftigung in einer Dienststelle ist ein wichtiger Schritt in 
Richtung eines modernen Personalvertretungsrechts und zur Stärkung 
der Rechte der Beschäftigten. Deren Wahlberechtigung in der Dienst-
stelle ab Dienstantritt ist konsequent aufgrund der Tatsache, dass be-
reits ab diesem Zeitpunkt ihre Interessen durch den örtlichen Personal-
rat vertreten werden. Es ist daher sachgerecht, dass ein Beschäftigter 
den örtlichen Personalrat auch bereits ab diesem Zeitpunkt wählen darf. 
Die Wahlberechtigung ab Dienstantritt gilt auch für Abordnungen, da 
auch in diesen Fällen der Beschäftigte ab Dienstantritt in der Dienststel-
le vom örtlichen Personalrat vertreten wird. In der Folge verliert er die 
Wahlberechtigung in seiner Stammdienststelle. Ein hinreichender Schutz 
des Beschäftigten bei kurzzeitigen Abordnungen wird jedoch weiterhin 
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durch § 13 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 gewährleistet. In diesem Fall wird ein 
Beschäftigter nicht in der neuen Dienststelle wahlberechtigt, wenn fest-
steht, dass er binnen weiterer sechs Monate ab dem Wahltag in seine 
alte Dienststelle zurückkehren wird. Somit bleiben seine Rechte in der 
Stammdienststelle gewahrt.

Zu Buchstabe c:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Zu Dreifachbuchstabe aaa:

Die bisherige Sechs-Monats-Regelung bezog sich laut Gesetzesbegrün-
dung aus dem Jahr 2011 auf ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 15. Mai 2002, Az. 6 P 8/01. Danach liefert das Dienstrecht den sach-
lichen Bezug zu der Fristenregelung in § 13 Abs. 1 Satz 2 Bundesperso-
nalvertretungsgesetz, wonach eine Beurlaubung unter Fortzahlung der 
Bezüge für einen längeren Zeitraum grundsätzlich nicht vorgesehen ist.

§ 67 Abs. 1 Nr. 1 Thüringer Beamtengesetz (GVBl. 2014, 472)  regelt je-
doch, dass Beamten mit Dienstbezügen auf Antrag bei im öffentlichen 
oder dienstlichen Interesse liegenden oder wichtigen persönlichen Grün-
den bis zur Dauer von insgesamt einem Jahr Urlaub ohne Dienstbezü-
ge bewilligt werden kann.

In Angleichung der personalvertretungsrechtlichen Vorschrift an die-
se Norm wurde die Frist, nach der die Wahlberechtigung der Beschäf-
tigten zum Personalrat entfällt, daher ebenfalls auf ein Jahr verlängert.

Zu Dreifachbuchstabe bbb:

Der bereits für Beamte geltende Ausschluss der Wahlberechtigung für 
Beschäftigte, die sich am Wahltag noch länger als zwölf Monate in der 
Freistellungsphase eines Sabbatjahres nach § 63 Abs. 1 Thüringer Be-
amtengesetz befinden, muss auch für Tarifbeschäftigte gelten. § 6 Abs. 2 
Satz 2 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) 
erlaubt ausdrücklich die Inanspruchnahme sogenannter Sabbatjahrmo-
delle. Die Erweiterung des Kreises der Nicht-Wahlberechtigten ist sach-
gerecht, da die betroffenen Beschäftigten ebenso wie die längerfristig 
nach § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a beurlaubten Beschäftigten nicht 
mehr in die Dienststelle eingegliedert sind.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Zu Dreifachbuchstabe aaa:

Die Ausführungen zu Buchstabe c Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. bbb 
gelten entsprechend. Darüber hinaus handelt es sich um ein Modell des 
Sabbatjahres, dessen Freistellungsphase sich auf die Zeit bis zum Eintritt 
in den Ruhestand erstreckt. Eine Rückkehr in die Dienststelle findet nicht 
statt, sodass der Ausschluss von der Wahlberechtigung sachgerecht ist.

Zu Dreifachbuchstabe bbb:

Der Ausschluss von der Wahlberechtigung für Beschäftigte, die sich am 
Wahltag in der Freistellungsphase einer Altersteilzeit befinden, muss 
unter dem Gesichtspunkt der Verlängerung der tarifrechtlichen Bestim-
mungen für den Bereich der kommunalen Arbeitgeber auch für Tarifbe-
schäftigte gelten. Auch diese Tarifbeschäftigten sind wie die sich in der 



27

Drucksache 6/5575Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode 

Freistellungsphase einer Altersteilzeit befindlichen Beamten nicht mehr 
in die Dienststelle eingegliedert. Dies wird durch den Verweis auf die ent-
sprechenden tarifrechtlichen Bestimmungen klargestellt. Der Tarifvertrag 
unterliegt hinsichtlich der Geltungsdauer dem jeweiligen Tarifabschluss.

Zu Doppelbuchstabe cc:

Die Etablierung eines Ausnahmetatbestandes für Beamte, die sich in der 
Elternzeit nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundes-
elterngeld- und Elternzeitgesetz), vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I 2006, 
2748) in der jeweils geltenden Fassung befinden, ist sachgerecht, da ih-
nen durch Inanspruchnahme der Elternzeit auch aus personalvertretungs-
rechtlicher Sicht keine Nachteile entstehen dürfen. Bislang galten Beam-
te in Elternzeit als unter Wegfall der Bezüge beurlaubt und verloren in 
der Folge die Wahlberechtigung nach des bisherigen § 13 Abs. 3 Nr. 1 
Buchst. a. Dieser Umstand ist nicht sachgerecht, da auch während der 
Elternzeit die Personalvertretung die Interessen dieser Beamten vertritt 
und auf deren rechtliche und tatsächliche Stellung einwirken kann, so-
weit sie nach der Elternzeit einen Rückkehranspruch in die Dienststelle 
haben und schon deshalb die personelle Kompetenz der Personalver-
tretung gefragt ist. Als Konsequenz wird ein Ausnahmetatbestand ge-
schaffen, um sicherzustellen, dass die Wahlberechtigung für Beamte in 
Elternzeit erhalten bleibt.

Zudem erfolgt durch die Regelung eine Angleichung an die für Tarifbe-
schäftigte geltende Rechtslage und somit die Aufhebung der bisherigen 
Ungleichbehandlung. Tarifbeschäftigte, die sich in Elternzeit befinden, 
sind nicht beurlaubt. Vielmehr ruht deren Arbeitsverhältnis mit der Fol-
ge, dass sie bisher trotz Elternzeit wahlberechtigt waren. Für sie bedarf 
es daher keines Ausnahmetatbestandes.

Zu Nummer 5:

Zu Buchstabe a:

Die Angehörigkeitsdauer eines Beschäftigten zum Geschäftsbereich sei-
ner obersten Dienstbehörde als Voraussetzung für die Wählbarkeit zur 
Personalvertretung wird auf drei Monate verkürzt. Diese Zeit ist für einen 
Beschäftigten ausreichend, um einen hinreichenden Einblick in die dienst-
lichen Verhältnisse seiner Dienststelle zu erhalten, der ihn zur Ausübung 
eines Personalratsamtes befähigt. Durch die gleichzeitige Beibehaltung 
der Voraussetzung der einjährigen Beschäftigung in der öffentlichen Ver-
waltung wird gewährleistet, dass nur Beschäftigte in die Personalvertre-
tung gewählt werden, die durch eine längere Verwaltungstätigkeit bereits 
hinreichende Erfahrungen gesammelt und in der Folge eine gewisse 
Urteilsfähigkeit in Fragen der öffentlicher Verwaltung erworben haben.

Zu Buchstabe b:

Die Änderung dient der Klarstellung, dass Beschäftigte, die Entschei-
dungen in Personalangelegenheiten treffen oder vorbereiten nur dann 
nicht für den Personalrat wählbar sind, wenn sie dazu befugt sind, den 
Status der Beschäftigten der Dienststelle zu verändern.

Für die Anwendung des § 14 Abs. 2 Nr. 2 genügt es, dass ein Beschäf-
tigter in personellen Angelegenheiten, für die die Dienststelle zuständig 
ist, zu selbständigen Entscheidungen befugt ist. Dies können auch per-
sonelle Angelegenheiten nachgeordneter Dienststellen sein. Diese weite 
Auslegung begründet sich in Zusammenschau der Bestimmung mit § 53 
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Abs. 3 Satz 3. Demnach gilt § 14 Abs. 2 Nr. 2 nur für die Beschäftigten 
der Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu errichten ist. Mit dieser 
beschränkten, nur für Beschäftigte von Mittelbehörden oder obersten 
Landesbehörden vorgesehenen Anwendbarkeit von § 14 Abs. 2 Nr. 2 
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass diese Behörden üblicher-
weise in großem Umfang über Personalangelegenheiten der Beschäf-
tigten nachgeordneter Behörden zu entscheiden haben. Zur Vermeidung 
von Pflichten- und Interessenkollisionen soll derjenige Beschäftigte, der 
Angelegenheiten selbständig entscheidet, nicht der Stufenvertretung an-
gehören können, der seinerseits nach den jeweiligen Vorschriften über 
die Zuständigkeit der Stufenvertretung an den der Mitbestimmung un-
terliegenden Personalmaßnahmen zu beteiligen ist. Dieser Gesetzes-
zweck lässt sich wiederum nur erreichen, wenn der Tatbestand des § 14 
Abs. 2 Nr. 2 die selbständige Entscheidungsbefugnis eines Beschäftig-
ten für alle Personalangelegenheiten umfasst, für die die jeweilige Mit-
telbehörde oder oberste Landesbehörde entscheidungsbefugt ist (ver-
gleiche OVG Münster, Beschluss vom 7. Oktober 1992, Az.: CL 5/90).

Zu Nummer 6:

Zu Buchstabe a:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Die Neufassung des Satzes 4 in Absatz 3 präzisiert das anzuwendende 
Wahlverfahren und stellt zugleich eine Angleichung an § 30 ThürPersV-
WO dar, der die besonderen Bestimmungen für die Wahl eines Perso-
nalratsmitglieds oder eines Gruppenvertreters (Personenwahl) regelt.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Der neue Satz 5 bestimmt die Verfahrensweise bei Stimmengleichheit.

Zu Buchstabe b und c:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung der Absatznummerie-
rung.

Zu Nummer 7:

Zu Buchstabe a:

Durch die Klarstellung, dass die Durchführung der Personalratswahl spä-
testens acht Wochen nach Bestellung des Wahlvorstandes erfolgen soll, 
werden der Zeitpunkt der Personalratswahl konkretisiert und Missver-
ständnisse ausgeräumt, die aufgrund des bislang fehlenden zeitlichen 
Bezugspunktes entstehen konnten.

Zu Buchstabe b:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Die Streichung der Wörter "durch Aushang" ist bedingt durch die Ände-
rung in Doppelbuchstabe bb.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Die Einfügung eines Verweises auf § 44 Abs. 3 ist aufgrund der in dieser 
Bestimmung erfolgten Änderung erforderlich. Künftig wird es dem Per-
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sonalrat gewährt, für Bekanntmachungen ein von der Dienststelle ein-
gerichtetes Intranet oder ein anderes, für Bekanntmachungen hausin-
terner Meldungen zur Verfügung gestelltes elektronisches Medium, zum 
Beispiel E-Mails, zu benutzen (Nummer 15). Dies gilt auch für die Be-
kanntmachung des Wahlergebnisses.

Bei der Nutzung eines elektronischen Mediums sind die für dieses Me-
dium geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

Zu Nummer 8:

Zu Buchstabe a:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Die Verlängerung der Amtszeit des Personalrats von vier Jahre auf fünf 
Jahre ist der Kontinuität, Stabilität und Qualität der Personalratsarbeit 
zuträglich. Es fällt weniger Einarbeitungsaufwand neuer Personalrats-
mitglieder an, zudem können während der Amtszeit gewonnene Erfah-
rungen und Kenntnisse länger eingesetzt werden. Demgegenüber sind 
Verfestigungen bestehender Personalratsstrukturen bei einer Amtszeit 
von fünf Jahren noch nicht zu erwarten. Die regelmäßige Legitimation 
des Personalrates zur Repräsentation aller Beschäftigten einer Dienst-
stelle ist auch bei einer um ein Jahr verlängerten Amtszeit noch ausrei-
chend sichergestellt. Darüber hinaus werden langfristig betrachtet voraus-
sichtlich Kosten der Durchführung von Personalratswahlen eingespart.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Die redaktionelle Änderung dient der Klarstellung der bisherigen Rege-
lung, dass nicht in jedem Fall die Amtszeit des noch bestehenden Per-
sonalrats zum 31. Mai endet, sondern mit Ablauf desselben Kalenderta-
ges, an dem seine Amtszeit begonnen hat. Diese war bislang vier Jahre 
nach dessen Wahl abgelaufen, künftig wird dieser Zeitpunkt fünf Jahre 
nach dessen Wahl sein.

Die Amtszeit des neuen Personalrats beginnt in den Fällen am Tag der 
Wahl, in denen die Amtszeit des regulär gewählten bisherigen Personal-
rats bereits abgelaufen ist. Somit beginnt die Amtszeit des Personalrats 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt (dem Wahltag), sodass die Zeit ohne 
Personalrat verkürzt wird.

Ist die Amtszeit des regulär gewählten bisherigen Personalrats am Tag 
der Wahl des neuen Personalrats noch nicht beendet, beginnt die Amts-
zeit des neuen Personalrats mit Ablauf der Amtszeit des bisherigen Per-
sonalrats. Bis zu diesem Zeitpunkt kann der neue Personalrat nur orga-
nisatorische Aufgaben wahrnehmen, die etwa seine Geschäftsführung 
betreffen. Ein Auftreten nach außen, beispielsweise gegenüber der 
Dienststelle, ist unzulässig.

Die Amtszeit eines nach § 27 Abs. 1 außerordentlich gewählten Perso-
nalrats endet am 31. Mai des Jahres, in dem die regelmäßigen Personal-
ratswahlen stattfinden, es sei denn, dass die Amtszeit des Personalrats 
zu Beginn des gesetzlichen Wahltermins noch nicht ein Jahr betragen 
hat (vergleiche BVerwG, Beschluss vom 10. Juni 1998, Az.: 6 P 7/97).
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Zu Buchstabe b:

Der ehemalige § 27 Abs. 1 wird zu § 26 Abs. 2. Hierbei handelt es sich 
um eine rein redaktionelle Änderung, die der Beseitigung von Missver-
ständnissen dient, die dadurch entstanden, dass der Zeitpunkt der regel-
mäßigen Personalratswahlen bislang im Zusammenhang mit Neuwah-
len geregelt war. Die jetzige Verortung bei der regelmäßigen Amtszeit 
ist sachgerecht und systematisch und dient dem besseren Verständnis.

Zu Nummer 9:

Zu Buchstabe a:

Die Aufhebung des Absatzes 1 ist eine Folgeregelung zu Nummer 8 
Buchst. b.

Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, die durch die Ände-
rung in Nummer 8 Buchst. b bedingt ist.

Zu Buchstabe c:

Hierbei handelt es sich um eine rein redaktionelle Änderung der Ab-
satznummerierung sowie um die aufgrund der Änderungen in den Num-
mern 8 Buchst. b und 9 Buchst. a notwendig gewordene Anpassung 
des Verweises.

Zu Buchstabe d:

Die Absatznummerierungen ändern sich aufgrund der Änderung in Buch-
stabe a.

Zu Nummer 10:

Zu Buchstabe a:

Bei dem Sabbatjahr handelt es sich um eine Form der Teilzeitbeschäf-
tigung. Die Inanspruchnahme eines Sabbatjahrs nach § 63 Abs. 3 Thü-
ringer Beamtengesetz beziehungsweise den entsprechenden tarifrechtli-
chen Regelungen ist daher mit den bereits von der Regelung umfassten 
Fallgruppen des Eintritts in die Freistellung (Altersteilzeit) und der Beur-
laubung bis zum Ende des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses vergleich-
bar. Die Bestimmung war daher entsprechend zu ergänzen.

Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Bezeichnungen 
der ehemaligen Frauenbeauftragten und Vertrauensperson in Gleichstel-
lungsbeauftragte und Vertrauensfrau aufgrund der Bestimmungen des 
Thüringer Gleichstellungsgesetzes vom 6. März 2013 (GVBl. 2013, 49).

Zu Nummer 11:

Zu Buchstabe a:

Hinsichtlich der Durchführung der Wahl der Vorstandsmitglieder des Per-
sonalrats und deren Stellvertreter stellt die aufgenommene Ergänzung 
klar, dass die Wahl geheim zu erfolgen hat.
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Zu Buchstabe b:

Durch die Neufassung des Absatzes werden die Bestimmung der Stell-
vertreter des Vorsitzenden des Personalrats sowie das Verfahren bei Ver-
zicht einer Gruppe auf Stellen eines Stellvertreters konkretisiert.

Durch den neuen Satz 3 wird klargestellt, dass die Bestimmung weite-
rer Stellvertreter aus der Mitte des Personalrats zulässig ist. Der Stell-
vertreter muss demnach nicht dem Vorstand angehören. Durch diese 
Möglichkeit wird die Arbeitsfähigkeit des Vorstands für den Fall der zeit-
gleichen Verhinderung der Vorstandsmitglieder gewährleistet. Zugleich 
sind die Personalvertretungen nicht zur Bestimmung weiterer Stellver-
treter verpflichtet. Eine Begrenzung der Anzahl der Stellvertreter wird ge-
setzlich nicht festgelegt. Damit wird den individuellen Bedürfnissen der 
Personalvertretungen Rechnung getragen. Nähere Bestimmungen zur 
Stellvertretung können die Personalvertretungen in einer Geschäftsord-
nung nach § 42 treffen.

Gibt es in der Dienststelle zwei Gruppen, so fällt im Fall des Verzichts ei-
ner Gruppe auf einen Stellvertreter oder bei Nichtvertretensein im Per-
sonalrat ihr Mandat der anderen Gruppe zu. Sind mehr als zwei Grup-
pen vertreten, so wählt der Personalrat im Falle des Verzichts einer oder 
mehrere Gruppen auf Stellen eines Stellvertreters oder bei Nichtvertre-
tensein einer oder mehrerer Gruppen im Personalrat gruppenübergrei-
fend Stellvertreter mit einfacher Stimmenmehrheit.

Zu Buchstabe c:

Analog zu Buchstabe a ergeht die Klarstellung, dass die Wahl weiterer 
Vorstandsmitglieder geheim zu erfolgen hat.

Zu Nummer 12:

Mit der Bestimmung erfolgt unter Berücksichtigung der geltenden Recht-
sprechung eine Klarstellung, dass eine Erweiterung der Tagesordnung 
von Personalratssitzungen unter bestimmten Voraussetzungen während 
der Sitzung selbst zulässig ist. Die Voraussetzungen für die Erweiterung 
der Tagesordnung sind erfüllt, wenn alle Personalratsmitglieder recht-
zeitig zu der Personalratssitzung geladen wurden, der Personalrat be-
schlussfähig ist und die anwesenden Personalratsmitglieder einstimmig 
die Erweiterung beschließen.

Das Erfordernis der Einstimmigkeit schützt das einzelne Personalrats-
mitglied davor, über personalvertretungsrechtliche Angelegenheiten be-
finden zu müssen, mit denen es sich aus seiner Sicht noch nicht ange-
messen befasst und noch keine abschließende Meinung gebildet hat. 
Um diesen Schutz zu erreichen, muss es lediglich der Ergänzung oder 
Erstellung einer bisher nicht vorhandenen Tagesordnung ohne Begrün-
dung die Zustimmung verweigern. Bereits dadurch wird die Personal-
vertretung an einer abschließenden Willensbildung in der betreffenden 
Angelegenheit gehindert. Dagegen würde die eigenständige Willensbil-
dung des einzelnen Personalratsmitglieds nicht hinreichend geschützt, 
wenn es ausreichend wäre, dass die anwesenden Personalratsmitglie-
der mit einfacher oder qualifizierter Mehrheit für die Ergänzung oder Auf-
stellung einer Tagesordnung stimmen.

Nicht erforderlich ist, dass an dieser Sitzung alle Personalratsmitglieder 
teilnehmen. Dem Schutz der Willensbestimmung des Personalrats wird 
bereits durch das Erfordernis der Einstimmigkeit für die Ergänzung oder 
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Aufstellung einer Tagesordnung angemessen und hinreichend Rechnung 
getragen (vergleiche BAG, Beschluss vom 9. Juli 2013, Az.: 1 ABR 2/13 
(A); OVG Münster, Beschluss vom 27. April 2015, Az.: 20 A 122/14.PVB).

Zu Nummer 13:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 14:

Die neu aufgenommene Regelung führt dazu, dass Sprecher der Frei-
willigen im Sinne des Gesetzes über den Bundesfreiwilligendienst - Bun-
desfreiwilligendienstgesetz - BFDG (BGBl. I 2011, 687) an Sitzungen 
des Personalrats beratend teilnehmen können, wenn Angelegenheiten 
behandelt werden, die auch die Freiwilligen nach dem BFDG betreffen.

Freiwillige im Bundesfreiwilligendienst sind keine Beschäftigten nach § 4, 
sodass deren Interessen nicht durch den Personalrat vertreten werden. 
Stattdessen wählen sie nach § 10 BFDG Sprecher, die ihre Interessen 
gegenüber den zuständigen Stellen vertreten. Aufgrund der Regelung 
des § 3 des Gesetzes über den Vertrauensmann der Zivildienstleisten-
den (BGBl. I 1991, 47) und § 40 Abs. 2, wonach dieser an den Sitzun-
gen der Personalvertretung beratend teilnehmen kann, wenn Angele-
genheiten behandelt werden, die die Zivildienstleistenden betreffen, ist 
es aus Gründen der Gleichbehandlung geboten, ein solches Recht auf-
grund der derzeit ausgesetzten Pflicht zur Ableistung des Zivildienstes 
auch den Freiwilligen im Bundesfreiwilligendienst zu gewähren.

Zu Nummer 15:

Die Regelung gewährt dem Personalrat, künftig für Bekanntmachun-
gen ein von der Dienststelle eingerichtetes Intranet oder ein anderes, 
für Bekanntmachungen hausinterner Meldungen zur Verfügung gestell-
tes elektronisches Medium, zum Beispiel E-Mails, zu benutzen. Da-
durch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass der überwiegende 
Teil der Beschäftigten über einen Rechner mit E-Mail-Zugang verfügt 
sowie in vielen Dienststellen ein Intranet vorhanden ist und diese Me-
dien zur dienststelleninternen Kommunikation genutzt werden. Damit 
wird die Möglichkeit zur Veröffentlichung von Bekanntmachungen über 
das "schwarze Brett" hinaus auf weitere, moderne Informationskanäle 
erstreckt und eine effektive und schnelle Unterrichtung der Beschäftig-
ten gewährleistet.

Bei der Nutzung eines elektronischen Mediums sind die für dieses Me-
dium geltenden datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu beachten.

Zu Nummer 16:

Zu Buchstabe a:

Es wird eine neue unterste Stufe der Freistellungsstaffel eingeführt. In 
der praktischen Anwendung hat sich ergeben, dass bei Dienststellen mit 
in der Regel 200 bis 250 Beschäftigten üblicherweise ein Freistellungs-
bedarf im Umfang von 75 Prozent einer Vollzeitstelle besteht. Im Einver-
nehmen zwischen Personalrat und Leiter der Dienststelle sind gemäß 
Satz 3 davon abweichende Vereinbarungen zulässig.
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Zu Buchstabe b:

Durch den Wegfall des Letztentscheidungsrechts der obersten Dienstbe-
hörde in den Fällen, in denen eine Einigung über die Freistellung nach 
Absatz 3 Satz 1 zwischen Personalrat und Dienststellenleiter in Dienst-
stellen mit weniger als 250 Beschäftigten nicht zustande kommt, erfolgt 
eine Anpassung an die geltende Rechtsprechung.

Die Personalvertretung ist ein von der Dienststellenleitung unabhängiges 
Organ. Der Leiter der Dienststelle ist nicht befugt, Entscheidungen der 
Personalvertretung über ihre interne Aufgabenverteilung und -wahrneh-
mung darauf zu prüfen, ob sie verfahrensfehlerfrei zustande gekommen 
und inhaltlich mit den Vorschriften des Personalvertretungsrechts verein-
bar sind, soweit seine eigene personalvertretungsrechtliche Stellung als 
Partner der Personalvertretung nicht berührt ist. Personalratsmitglieder 
haben bei Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 einen 
Rechtsanspruch auf Freistellung. Die vom Personalrat getroffene Aus-
wahl der freizustellenden Personalratsmitglieder hat nicht den rechtlichen 
Charakter eines an den Leiter der Dienststelle gerichteten Vorschlages. 
Vielmehr ist die Auswahl grundsätzlich für ihn verbindlich. Daher kommt 
eine Prüfung des Dienststellenleiters über die Erfüllung der Vorausset-
zung der Freistellung von der dienstlichen Tätigkeit, wenn und soweit 
dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Aufgaben im Personalrat 
erforderlich ist sowie über den Umfang des Freistellungsanspruchs nicht 
mehr in Betracht. Etwas anderes gilt nur für erkennbar rechtsfehlerhaf-
te Anträge des Personalrats auf Freistellung. Verweigert der Dienststel-
lenleiter die Freistellung aus zwingenden dienstlichen Gründen, muss 
er nachweisen, dass der Freizustellende dienstlich unabkömmlich und 
nicht ersetzbar ist. Diese Entscheidung ist jedoch eine dienstrechtliche 
Maßnahme, die den Freistellungsbeschluss selbst nicht berührt, son-
dern nur dessen Umsetzung hindert (vergleiche BVerwG, Beschluss 
vom 10. Mai 1984, Az.: 6 P 33/83).

Über den Wegfall des Letztentscheidungsrechts der obersten Dienst-
behörde hinausgehend soll künftig im Konfliktfall über Entscheidungen 
im Hinblick auf Freistellungen nach Absatz 3 Satz 1 nicht mehr das Ver-
fahren nach § 69 eröffnet sein. Vielmehr ist künftig unmittelbar das Ver-
waltungsgericht aufgrund einer Streitigkeit nach § 83 Abs. 1 Nr. 3 über 
die Rechtsstellung von Personalvertretungen anzurufen. Dadurch wird 
voraussichtlich aufgrund der Unabhängigkeit des Gerichts und dem ab-
schließenden Charakter der dort getroffenen Entscheidung im Vergleich 
zum Verfahren vor der Einigungsstelle eine höhere Akzeptanz bei den 
Parteien erzielt.

Zu Nummer 17:

Die Formulierung verdeutlicht klarstellend den Bezug des Personalver-
tretungsrechts zum allgemeinen Dienstrecht. Bei der Festlegung der Zu-
ständigkeit wird aufgrund der Variabilität der Ressortbezeichnungen von 
der konkreten Bezeichnung der obersten Landesbehörde Abstand ge-
nommen und die sachliche und inhaltliche Zuständigkeit mithilfe einer 
allgemeingültigen Formulierung umschrieben.

Zu Nummer 18:

Künftig werden auch die Personalmaßnahmen der Zuweisung und Ge-
stellung in den Schutzbereich der Bestimmung einbezogen. Damit wird 
der Schutz nicht mehr auf den Verlust des Personalratsamts beschränkt, 
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sondern weitere mögliche Erschwerungen der Amtsausübung, die eine 
Gefahr für eine unabhängige Amtsführung darstellen, einbezogen. 

Im Hinblick auf die Versetzung wird neu eingeführt, dass künftig auch 
Umsetzungen, die mit einem Wechsel des Dienstortes verbunden sind, 
in den Anwendungsbereich der Bestimmung fallen. Um einen größtmög-
lichen Schutz der Mitglieder des Personalrats zu erzielen, bleibt das Ein-
zugsgebiet im Sinne des Umzugskostenrechts unbeachtlich. Demnach 
liegt eine Umsetzung auch vor, wenn ein Wechsel des Dienstortes in-
nerhalb des Einzugsgebiets von 50 km nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c 
des Thüringer Gesetzes über die Umzugskostenvergütung der Beamten 
und Richter - ThürUKG (GVBl. 2005, 446, 450) beziehungsweise von 
30 km nach § 3 Abs. 1 Satz 2 ThürUKG erfolgt. Darüber hinaus wird zur 
Voraussetzung gemacht, dass an dem neuen Dienstort kein eigener ört-
licher Personalrat nach § 6 Abs. 3 vorhanden ist.

In Entsprechung zur Änderung in Satz 1 sind die dort genannten Perso-
nalmaßnahmen in Satz 3 aufzunehmen.

Zudem wird in Satz 3 die Verweisung auf § 69 aufgrund der Änderung 
des § 69 Abs. 2 angepasst. Der neue § 69 Abs. 2 Satz 7 mit der Mög-
lichkeit der einvernehmlichen Fristverlängerung wurde ebenfalls in den 
Verweis aufgenommen, um größtmögliche Flexibilität zu gewährleisten. 
Durch die Voraussetzung des Einvernehmens wird der Dienststelle wei-
terhin die Möglichkeit gewährt, eine Bitte des Personalrats um Fristver-
längerung abzulehnen.

Zu Nummer 19:

Zu Buchstabe a:

Die Änderung dient einer größtmöglichen Flexibilität beim Abhalten von 
Personalversammlungen. Durch die Verpflichtung, mindestens einmal 
im Kalenderjahr eine Personalversammlung einzuberufen, kann der 
Personalrat künftig Zeitpunkt und Anzahl der Personalversammlungen 
entsprechend der organisatorischen Gegebenheiten und abhängig vom 
Bedürfnis der Beschäftigten nach Vorstellung des Tätigkeitsberichts fle-
xibel gestalten. Eine Personalversammlung muss nicht zwingend einen 
Tätigkeitsbericht zum Gegenstand haben. Vielmehr ist die Personalver-
sammlung in erster Linie ein Ausspracheforum mit der Möglichkeit zum 
Gedanken und Erfahrungsaustausch zwischen Personalvertretung und 
Beschäftigten sowie dem Dienststellenleiter.

Der Tätigkeitsbericht der Personalvertretung gegenüber den Beschäf-
tigten stellt ein Feedback über dessen Aktivitäten dar. Er dient insoweit 
der Transparenz des Handelns der Personalvertretung. Damit ist der Tä-
tigkeitsbericht neben den Sprechstunden, Arbeitsplatzbesuchen, Orts-
besichtigungen und Begehungen mit den damit verbundenen Gesprä-
chen eine wichtige Informationsquelle der Beschäftigten über die Arbeit 
der Personalvertretung.

Die Änderung führt lediglich dazu, dass unabhängig von der Anzahl und 
dem Zeitpunkt der Personalversammlungen nunmehr statt bisher zwei 
Tätigkeitsberichten im Jahr lediglich ein Tätigkeitsbericht erstattet wer-
den muss. Dies kann dazu führen, dass seitens der Personalvertretung 
gegebenenfalls nur noch eine Personalversammlung pro Jahr durch-
geführt wird.
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Sollte tatsächlicher aktueller Bedarf der Beschäftigten an einem weite-
ren Tätigkeitsbericht entstehen, könnte dies mit dem Antrag der in der 
Dienststelle vertretenen Gewerkschaft auf Einberufung einer Personal-
versammlung nach Absatz 3 verbunden werden.

Zu Buchstabe b:

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der 
Änderung nach Buchstabe a, wonach der Personalrat künftig berech-
tigt ist, mehr als eine Personalversammlung je Kalenderjahr abzuhal-
ten. Demnach ist die Berechtigung zum Abhalten weiterer Personalver-
sammlungen zu den Voraussetzungen zum Abhalten außerordentlicher 
Personalversammlungen zu streichen.

Zu Buchstabe c:

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe a.

Zu Nummer 20:

Zu Buchstabe a:

Zu Buchstabe aa:

Da aufgrund der Änderung in Buchstabe b künftig sowohl ordentliche als 
auch außerordentliche Personalversammlungen während der Arbeits-
zeit stattfinden sollen, ist aus redaktionellen Gründen die bisher gere-
gelte Differenzierung zwischen den Arten von Personalversammlungen 
zu streichen und alle Personalversammlungen zu erfassen.

Zu Buchstabe bb:

Da künftig alle Personalversammlungen gleich behandelt werden, ist die 
bisher geltende Einschränkung zu streichen.

Zu Buchstabe b:

Indem künftig alle Personalversammlungen während der Arbeitszeit statt-
finden sollen, soweit nicht dienstliche Verhältnisse entgegenstehen, wird 
dem Bedürfnis nach Teilnahme möglichst vieler Beschäftigter an Perso-
nalversammlungen entsprochen.

Zu Nummer 21:

In Entsprechung der Änderung in Nummer 16 Buchst. b entfällt auch im 
Bereich der Stufenvertretungen das Letztentscheidungsrecht der obers-
ten Dienstbehörde im Fall von Streitigkeiten im Zusammenhang mit 
Freistellungen nach § 45 Abs. 3 Satz 1. Der Änderung kommt eine we-
sentliche Stärkung der Rechte der Stufenvertretungen im Bereich der 
Freistellung zu, da für diese keine starren Freistellungsstaffeln vorhanden 
sind, sondern eine Einigung mit dem Leiter der Dienststelle herbeizufüh-
ren ist. Da ein Anspruch auf Freistellung besteht, wenn die Vorausset-
zungen des § 45 Abs. 3 Satz 1 erfüllt sind, hat der Leiter der Dienststel-
le grundsätzlich kein Ermessen im Hinblick auf dessen Gewährung. Die 
Ausführungen zu Nummer 16 Buchst. b gelten entsprechend.

Im Fall von Streitigkeiten ist das zuständige Verwaltungsgericht nach 
§ 83 Abs. 1 Nr. 3 anzurufen.
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Zu Nummer 22:

Im Hinblick auf Personalräteversammlungen ist es künftig zulässig, Teil-
versammlungen durchzuführen, wenn es dienstliche Verhältnisse erfor-
dern. Dienstliche Verhältnisse sind Interessen jeglicher Art, die mit der 
Dienststelle im Zusammenhang stehen, das heißt organisatorische und 
personalwirtschaftliche Aspekte, die das dienstliche Interesse an der 
sachgemäßen und reibungslosen Erfüllung der der Verwaltung übertra-
genen Aufgaben betreffen. Teilversammlungen bieten sich insbesonde-
re in breit gefächerten und großen nachgeordneten Bereichen an, da in 
kleineren Konferenzen ein intensiverer Erfahrungsaustausch zwischen 
den Teilnehmern möglich ist. Sie können im Interesse der Beschäftig-
ten einer Dienststelle dann abgehalten werden, wenn es aus dienstli-
chen Gründen nahezu unmöglich ist, alle Beschäftigten gleichzeitig zu 
versammeln. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn Nebenstellen, 
Außenstellen oder Teile einer Dienststelle räumlich weit von dieser ent-
fernt liegen. Durch das Abhalten von Teilversammlungen können Reise-
kosten und Reisezeiten der Beschäftigten vermieden werden.

Zu Nummer 23:

Zu Buchstabe a:

Die Änderung der Überschrift dient der Klarstellung des Inhalts der Be-
stimmung.

Zu Buchstabe b:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Die bisherige generelle Verweisung auf § 20 Abs. 1 wird durch die Ein-
fügung des Wortlauts des § 20 Abs. 1 Satz 1 ersetzt. Dadurch werden 
bisherige Unsicherheiten in der Rechtsanwendung beseitigt und klarge-
stellt, dass die Mitglieder des Wahlvorstands nicht wahlberechtigt nach 
§ 58 Abs. 1, sondern nach § 13 sein müssen. Damit steht ein im Gegen-
satz zu § 58 Abs. 1 wesentlich größerer Personenkreis für die Mitglied-
schaft im Wahlvorstand zur Verfügung. Die Bestellung eines erfahrenen 
älteren Beschäftigten empfiehlt sich, um die reibungslose Durchführung 
der Wahl weitgehend sicherzustellen.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der in Dop-
pelbuchstabe aa sowie in Nummer 6 Buchst. b erfolgten Änderung.

Zu Buchstabe c:

Analog zu der nach Nummer 8 Buchst. a Doppelbuchst. aa vorgenom-
menen Erhöhung der Amtszeit der Personalvertretungen auf fünf Jahre 
erfolgt eine Verlängerung der Amtszeit der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung um sechs Monate auf zweieinhalb Jahre. Da die Dauer 
der verschiedenen Ausbildungen bereits bisher kaum mit der zweijähri-
gen Amtszeit konform ging, ist infolge der Verlängerung voraussichtlich 
keine nennenswerte Erhöhung des vorzeitigen Ausscheidens von Mit-
gliedern der Jugend- und Auszubildendenvertretung zu erwarten. Die 
Anpassung der Amtszeit führt dazu, dass jede zweite Wahl zusammen 
mit der regelmäßigen Personalratswahl durchgeführt werden kann, was 
letztendlich zur Verringerung des Aufwands durch Synergieeffekte bei 
der Wahlvorbereitung und zur Einsparung finanzieller Mittel führt. Zu 
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diesem Zweck wird der Wahlzeitraum für die Jugend- und Auszubilden-
denvertretung erweitert, sodass die Wahlen statt bisher vom 1. Mai bis 
31. Mai künftig in der Zeit vom 1. März bis zum 31. Mai stattfinden. Für 
die im Wechsel in der Zwischenzeit im Herbst stattfindenden Wahlen ist 
ein der Dauer entsprechend angepasster Wahlzeitraum vom 1. Oktober 
bis 31. Dezember vorgesehen.

Hinsichtlich Satz 5 handelt es sich um eine redaktionelle Änderung des 
Verweises aufgrund der Änderung in Nummer 9.

Zu Nummer 24:

Bei der Änderung der Bezeichnungen handelt es sich um eine redakti-
onelle Anpassung infolge der Änderung der Bestimmungen des Thürin-
ger Gleichstellungsgesetzes vom 6. März 2013.

Die Ergänzung in Satz 5 resultiert aus der bisherigen Unschärfe des Ge-
setzes hinsichtlich der Frage, ob die Gleichstellungsbeauftragte oder 
Vertrauensfrau durch die Dienststellenleiter oder den Personalrat über 
die Termine des Monatsgesprächs informiert und zu den Besprechun-
gen hinzugezogen wird. Es wird klargestellt, dass dies durch den Lei-
ter der Dienststelle zu erfolgen hat. Dies ist zweckmäßig aufgrund der 
Regelung in § 17 Abs. 1 Satz 2 des Thüringer Gleichstellungsgesetzes, 
wonach die Gleichstellungsbeauftragte in ihrer Funktion unmittelbar der 
Dienststellenleitung zugeordnet ist.

Zu Nummer 25:

Zu Buchstabe a:

Die Bestimmung wird an die Formulierung des Benachteiligungsverbots 
in Artikel 2 Abs. 3 der Verfassung des Freistaats Thüringen angepasst.

Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, die Verständnisschwie-
rigkeiten aufgrund einer bislang missverständlichen Bezeichnung vor-
beugt.

Zu Nummer 26:

Zu Buchstabe a:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Die bisherige Aufgabe der Personalvertretung zur Beantragung von Maß-
nahmen zur beruflichen Förderung schwerbehinderter Menschen wird 
aufgrund der Bestimmungen des Bundesteilhabegesetzes vom 23. De-
zember 2016 (BGBl. I S. 3234) in der jeweils geltenden Fassung um die 
Förderung des Abschlusses von Inklusionsvereinbarungen nach § 166 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ergänzt. Inklusion zielt auf eine 
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit und ohne Behinderung in 
allen Lebensbereichen. Sie erfordert, dass die Umwelt für alle Menschen 
gleichermaßen offen, zugänglich und verständlich ist. Inklusionsvereinba-
rungen sollen nicht nur Regelungen umfassen, die aufgrund bestehender 
Barrieren im Zusammenhang mit der Eingliederung schwerbehinderter 
Menschen notwendig sind. Vielmehr soll auf eine von vornherein barrie-
refreie Gestaltung der Arbeitswelt hingewirkt werden, indem die beson-
deren Belange von Menschen mit Behinderung bereits bei der Konzepti-
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on und Umsetzung innerbetrieblicher Strukturen und Prozesse bewusst 
und umfassend berücksichtigt werden. Potenziell exkludierend wirken-
de Faktoren sollen frühzeitig erkannt und vermieden werden, um Teilha-
bebeeinträchtigungen bereits vor deren Entstehen entgegenzuwirken.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung infolge des Doppel-
buchstaben cc.

Zu Doppelbuchstabe cc:

Die Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben ist erklärtes 
Ziel des öffentlichen Dienstes in Thüringen. Um eine familienfreundli-
che Personalpolitik zu garantieren, erhält der Personalrat durch Aufnah-
me dieser Aufgabe in die Katalogtatbestände die Möglichkeit, auf die 
Schaffung besserer Rahmenbedingungen für eine familienfreundliche 
Arbeitswelt hinzuwirken, damit die Beschäftigten ihre privaten Pflichten 
mit ihren Pflichten aus dem Dienstverhältnis größtmöglich in Einklang 
bringen können.

Zu Buchstabe b:

Bislang war es der Personalvertretung nach Satz 2 lediglich gestattet, 
eigene Arbeitsgruppen zu bilden. Künftig kann die Dienststelle auch ei-
nem Mitglied der Personalvertretung die Teilnahme in von der Dienst-
stelle eingerichteten Arbeitsgruppen, die beteiligungspflichtige Maßnah-
men vorbereiten, gestatten. Ziel der Bestimmung ist es, eine Möglichkeit 
der Dienststelle zu schaffen, bereits im Vorfeld beteiligungspflichtiger 
Maßnahmen dem Personalrat Gelegenheit zu geben, seine Vorstellun-
gen einzubringen und Einfluss auf das Verfahren und die anschließen-
de Entscheidung der Dienststelle nehmen zu können. Dies schließt nicht 
aus, dass Arbeitsgruppen im Ergebnis mitbestimmungspflichtige Maß-
nahmen nicht vorschlagen, weil Zweifel an der Durchsetzbarkeit oder 
Erforderlichkeit einer Maßnahme aufkommen.

Auftrag und Zielbestimmung der Arbeitsgruppe müssen als Gesamtkon-
zept Bezug zur Mitbestimmung haben. Die Behandlung lediglich allge-
meiner Aufgaben aus Absatz 1 löst die Teilnahmemöglichkeit der Per-
sonalvertretung nicht aus. Daraus folgt jedoch nicht, dass die Teilnahme 
von Personalratsmitgliedern erst dann und nur so lange gestattet wer-
den darf, wie die Arbeitsgruppe konkrete Maßnahmen in Betracht zieht, 
die eine Beteiligung der Personalvertretung auslösen. Ein Ausschluss 
der Teilnahmemöglichkeit der Personalvertretung kann nur greifen, wenn 
von vornherein aus der Beschreibung des Auftrages der Arbeitsgruppe 
ein zeitlich und organisatorisch hinreichend bestimmbarer Inhalt erkenn-
bar wird, der die Mitbestimmung nicht berührt.

Zu Buchstabe c:

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass der Personalrat auf Verlan-
gen des Beschäftigten diesem gegenüber seinen Beschluss hinsichtlich 
der ihn betreffenden Personalmaßnahmen begründen muss.

Zu Nummer 27:

In Teilen der öffentlichen Verwaltung ist eine zunehmende wirtschaftli-
che Betätigung zu verzeichnen. Um wirtschaftliche Entscheidungen der 
Dienststelle, die sich auf die Beschäftigten nachteilig auswirken können, 
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möglichst frühzeitig erkennen zu können, ist es künftig in konkret benann-
ten Dienststellen zulässig, entsprechend der sich in diesem Bereich im 
Betriebsverfassungsrecht bewährten Strukturen einen Wirtschaftsaus-
schuss zu errichten. In Bereichen, in denen die Errichtung nicht für er-
forderlich erachtet wird, insbesondere in Dienststellen mit keinem oder 
wenig Bezug zu wirtschaftlichen Tätigkeiten, verbleibt es bei der in § 66 
vorgesehenen Unterrichtung des Personalrats durch die Dienststelle 
über wirtschaftliche Angelegenheiten im Rahmen des Monatsgesprächs.

Der Wirtschaftsausschuss ist kein Teil des Personalrats, sondern ein ei-
genständiges Gremium in der Dienststelle. Er soll die Zusammenarbeit 
und Information zwischen Dienststelle und Personalvertretung in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten fördern, ohne dass er ein eigen-ständiges 
Mitbestimmungsrecht besitzt. Er dient als Informations- und Beratungs-
gremium des Personalrats und soll diesen in die Lage versetzen, die teil-
weise komplexen wirtschaftlichen Zusammenhänge in der Dienststelle 
nachzuvollziehen und durch regelmäßige Befassung mit wirtschaftlichen 
Themen Informationen angemessen prüfen und bewerten zu können. 
Die Beteiligungsrechte des Personalrats bleiben durch die Tätigkeit der 
Wirtschaftsausschüsse unberührt.

Dienststellen, die als Körperschaften oder Anstalten öffentlichen Rechts 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes Berichtsgegenstand des Beteili-
gungsberichts der für die Finanzen zuständigen obersten Dienstbehör-
de sind, sollen als öffentliche Unternehmen, die wirtschaftlich auch am 
Markt tätig sind und damit einer Wettbewerbssituation unterliegen, die 
Möglichkeit erhalten, auf Veranlassung der Personalvertretung einen 
Wirtschaftsausschuss bilden zu können.

Zu diesen Dienststellen zählen beispielsweise laut Beteiligungsbericht 
des Thüringer Finanzministeriums aus dem Jahr 2015 als Anstalten des 
öffentlichen Rechts:

-- Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
-- Landesbank Hessen-Thüringen Girozentrale, 
-- Gemeinsame Klassenlotterie der Länder,
-- Thüringer Aufbaubank, 
-- Thüringer Fernwasserversorgung. 

Voraussetzung ist, dass in diesen Dienststellen in der Regel mehr als 
50 Beschäftigte ständig tätig sind. Dabei ist nicht auf die Anzahl der Be-
schäftigten an einen bestimmten Stichtag abzustellen, sondern es be-
darf einer Einschätzung, wie viele Beschäftigte üblicherweise in der 
Dienststelle tätig sind. Entscheidend ist das gewöhnliche Erscheinungs-
bild bei normalem Gang der Geschäftstätigkeit. Sinkt die Zahl der stän-
dig Beschäftigten unter den Schwellenwert, fällt die gesetzliche Voraus-
setzung für den Wirtschaftsausschuss weg, so dass dessen Amt ohne 
weiteres endet.

Für die Errichtung des Wirtschaftsausschusses ist es für den Personal-
rat nicht erforderlich, ein Einvernehmen mit der Dienststelle zu erzielen.  

Absatz 2 bestimmt, dass die Unterrichtung des Wirtschaftsausschusses 
rechtzeitig und umfassend durch die Dienststelle zu erfolgen hat. Recht-
zeitigkeit liegt vor, wenn die Dienststelle den Wirtschaftsausschuss vor 
geplanten wirtschaftlichen Entscheidungen und sonstigen Vorhaben so 
frühzeitig informiert, dass dieser und der von ihm unterrichtete Perso-
nalrat durch ihre Stellungnahmen noch Einfluss auf die Gesamtplanung 
und die einzelnen Vorhaben nehmen können. Der Wirtschaftsausschuss 
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muss vor oder gleichzeitig mit dem Personalrat unterrichtet werden. Die 
Unterrichtung ist verspätet, wenn die Maßnahme bereits von der Dienst-
stelle beschlossen wurde und der Wirtschaftsausschuss vor vollendete 
Tatsachen gestellt wird. Die Unterrichtung ist umfassend, wenn der Wirt-
schaftsausschuss alle Informationen über die wirtschaftliche Angelegen-
heit und die Darstellung der Auswirkungen auf die Personalplanung er-
hält, die für eine sinnvolle Beratung erforderlich sind.

Gegenstand der Unterrichtung sind die Maßnahme, ihre Auswirkungen 
und ihre Gründe. Die Unterrichtungspflicht wird nicht bereits durch Ba-
gatellangelegenheiten und Geschäfte der laufenden Verwaltung aus-
gelöst, da sonst die Dienststelle in ihrer Leitung beeinträchtigt werden 
würde. Sie umfasst nur wirtschaftliche Angelegenheiten nach Absatz 3, 
die von gewisser Erheblichkeit sind beziehungsweise Vorhaben dar-
stellen, die die Interessen der Beschäftigten wesentlich berühren kön-
nen. Die Unterrichtung ist nicht an eine bestimmte Form gebunden und 
kann daher mündlich, schriftlich oder in sonstiger Weise (zum Beispiel 
per E-Mail) erfolgen.

Die Dienststelle hat die erforderlichen Unterlagen dem Wirtschaftsaus-
schuss unaufgefordert vorzulegen. An der Erforderlichkeit der Vorlage 
bestimmter Unterlagen fehlt es, wenn der Wirtschaftsausschuss aus-
reichende Kenntnis von den in den Unterlagen enthaltenen Tatsachen 
hat oder wenn er sich die Informationen mit zumutbarem Aufwand auf 
andere Weise, zum Beispiel aus allgemein zugänglichen Quellen, be-
schaffen kann.

Die Unterrichtung darf Betriebs-, Geschäfts oder Dienstgeheimnissen 
nicht gefährden. Dabei handelt es sich um Tatsachen, Erkenntnisse und 
Unterlagen, die im Zusammenhang mit dem Dienstbetrieb stehen, nicht 
offenkundig sind, nur einem eng begrenzten Personenkreis bekannt sind, 
nach dem Willen der Dienststelle geheim gehalten werden sollen und 
an deren Geheimhaltung diese ein berechtigtes Interesse hat. Eine sol-
che Gefährdung kommt nur in Ausnahmefällen in Betracht, etwa wenn 
die konkrete Befürchtung besteht, dass Informationen von Mitgliedern 
des Wirtschaftsausschusses trotz der auferlegten Verschwiegenheits-
pflicht weitergegeben werden oder wenn es an der Zuverlässigkeit ei-
nes oder mehrerer Mitglieder fehlt.

In Absatz 3 werden die für die Unterrichtung maßgeblichen wirtschaftli-
chen Angelegenheiten aufgezählt. Die Aufzählung ist nicht abschließend. 
Allerdings verbleibt in der Praxis aufgrund der Generalklausel der Num-
mer 12 kaum ein Anwendungsbereich für weitere relevante wirtschaftli-
che Angelegenheiten. Zu beachten ist, dass Tätigkeiten der laufenden 
Verwaltung nicht vom Anwendungsbereich umfasst sind.

Absatz 4 regelt die Zusammensetzung und die Voraussetzungen für die 
Mitgliedschaft im Wirtschaftsausschuss. Er besteht aus drei bis sieben 
Beschäftigten der Dienststelle, von denen mindestens einer dem Perso-
nalrat angehören muss. Die Personalvertretung bestimmt jedes Mitglied 
des Wirtschaftsausschusses einzeln durch Beschluss. Zweckmäßig ist 
die Bestellung von Ersatzmitgliedern, die im Falle der Verhinderung von 
ordentlichen Wirtschaftsausschussmitgliedern nachrücken.

Die Amtszeit des Wirtschaftsausschusses ist mit der des Personalrats 
verknüpft. Vor Ablauf der Amtszeit erlischt die Mitgliedschaft des einzel-
nen Mitglieds im Wirtschaftsausschuss durch Abberufung, Amtsniederle-
gung oder Ende der Zugehörigkeit zur Dienststelle. Ist das Mitglied zu-
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gleich Personalratsmitglied und erlischt die Personalratsmitgliedschaft, 
so verliert es sein Amt im Wirtschaftsausschuss nur, wenn es das einzi-
ge Personalratsmitglied im Wirtschaftsausschuss war.

Die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses müssen die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderliche fachliche und persönliche Eignung besitzen. Die 
fachliche Eignung ist gegeben, wenn sie in der Lage sind, die Unterrich-
tung durch die Dienstelle über wirtschaftliche Angelegenheiten zu ver-
stehen, Nachfragen zu stellen und darüber zu beraten. Dazu bedarf es 
gewisser betriebswirtschaftlicher Grundkenntnisse. Die persönliche Eig-
nung setzt Sachlichkeit, Loyalität und Diskretion voraus. Es wird davon 
ausgegangen, dass nur Mitglieder bestimmt werden, die diese Voraus-
setzungen erfüllen. Da mindestens ein Personalratsmitglied dem Wirt-
schaftsausschuss angehören soll und dessen fachliche Eignung nicht 
zwingend sichergestellt ist, kann es an Schulungen nach § 46 zur Erlan-
gung der fachlichen Eignung teilnehmen. Die übrigen Mitglieder haben 
diese Recht nicht, da bereits bei deren Bestellung auf deren Fachlichkeit 
zu achten ist. Die Berufung nicht geeigneter Mitglieder kann nicht durch 
Heranziehung von Sachverständigen ausgeglichen werden.

Absatz 5 bestimmt den Turnus des Zusammentretens des Wirtschafts-
ausschusses. Um die Informationskontinuität sicherzustellen, sind regel-
mäßige Sitzungen erforderlich. Insofern wird grundsätzlich eine Sitzung 
im Vierteljahr für erforderlich und ausreichend gehalten. Die Sitzungen 
sollen während der Arbeitszeit stattfinden. Sie sind nicht öffentlich. Die 
Mitglieder des Wirtschaftsausschusses haben für Vorbereitung und Teil-
nahme an den Sitzungen Anspruch auf Arbeitsbefreiung ohne Minde-
rung des Arbeitsentgelts.

An den Sitzungen hat nach Absatz 6 ein Vertreter der Dienststelle teil-
zunehmen. Die Hinzuziehung weiterer sachkundiger Beschäftigter ist 
möglich.

Zu Nummer 28:

Zu Buchstabe a:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Künftig ist auch in Personalangelegenheiten grundsätzlich eine schrift-
liche Unterrichtung des Personalrats über eine Maßnahme einschließ-
lich schriftlicher Begründung durch den Leiter der Dienststelle erforder-
lich. Ein Verzicht des Personalrats auf Schriftform und Begründung ist 
nach Satz 3 jedoch möglich.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Die Praxis hat gezeigt, dass gerade bei komplexen Sach- und Rechts-
lagen die Mitbestimmungsfrist von zehn Tagen zu kurz ist. Es soll der 
Dienststelle und der Personalvertretung ermöglicht werden, sich einver-
nehmlich über eine Fristverlängerung zu verständigen. Diese Verstän-
digung kann nach Beginn des Mitbestimmungsverfahrens erfolgen. Es 
muss ein verbindlicher Termin für den Ablauf der Frist festgelegt wer-
den. Nach Ablauf der vereinbarten Frist gilt bei Nichtäußerung des Per-
sonalrats die Zustimmungsfiktion nach Satz 9.

Zu Doppelbuchstabe cc:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Doppelbuchstabe bb.
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Zu Doppelbuchstabe dd:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rungen der Doppelbuchstaben aa und bb.

Zu Doppelbuchstabe ee:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rungen der Doppelbuchstaben aa und bb.

Zu Buchstabe b:

Mit der Einfügung wird klargestellt, dass das in Absatz 2 geregelte Mitbe-
stimmungsverfahren, insbesondere die in Absatz 2 Satz 6 bis 8 enthalte-
nen Äußerungsfristen, auch im Verfahren der Stufenvertretung einzuhal-
ten sind. Da eine ausdrückliche Regelung bislang fehlte, die Anwendung 
des Verfahrens nach Absatz 2 in der Praxis jedoch üblich ist, wird die-
se zur Schaffung von Rechtssicherheit aufgenommen und die bisher im 
Gesetz bestehende Regelungslücke geschlossen.

Sinn und Zweck der Festlegung einer konkreten Äußerungsfrist auch im 
Stufenverfahren ist das über die rechtssichere Durchführung des Mit-
bestimmungsverfahrens in der Praxis hinausgehende Erreichen eines 
gleichmäßigen Ablaufs der Mitbestimmungsverfahren in seinen verschie-
denen Ausprägungen. Die zehntägige Äußerungsfrist der Stufenvertre-
tungen gegenüber der Dienststelle kommt sowohl der Dienststelle als 
auch den Beschäftigten zu Gute, da mitbestimmungspflichtige Maßnah-
men nicht unverhältnismäßig lange verzögert und die Handlungsmög-
lichkeiten der Dienststelle nicht übermäßig eingeschränkt werden sollen.

Zu Buchstabe c:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Es gelten die Ausführungen zu Buchstabe b entsprechend.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Durch die Neufassung wird das Mitbestimmungsverfahren bei Maßnah-
men der eingeschränkten Mitbestimmung nach § 75 Abs. 2 und 3 neu 
geregelt. Bislang war es nicht in allen Fällen der eingeschränkten Mitbe-
stimmung möglich, bei Nichteinigung im Stufenverfahren die Einigungs-
stelle anzurufen, um die Angelegenheit dort zu beraten und einen emp-
fehlenden Beschluss herbeizuführen. Vielmehr hatte die Dienststelle bei 
bestimmten Maßnahmen das Recht, im Fall der Nichteinigung im Stufen-
verfahren ohne Anrufung der Einigungsstelle endgültig zu entscheiden.

Mit der Neuregelung wird für alle Fälle der eingeschränkten Mitbestim-
mung das Recht zur Anrufung der Einigungsstelle eingeräumt. Dies führt 
zu einer Stärkung der Rechte der Personalvertretung und zur Aufwer-
tung der von der Änderung betroffenen Katalogtatbestände der einge-
schränkten Mitbestimmung. Die Änderung führt voraussichtlich nicht zu 
einer erheblichen zeitlichen Verzögerung der Maßnahmen der Dienst-
stelle. Zum einen kann der Leiter der Dienststelle bei Maßnahmen, die 
der Natur der Sache nach keinen Aufschub dulden, bis zum Abschluss 
des Verfahrens nach Absatz 11 vorläufige Regelungen treffen. Zum ande-
ren ist aus den Mitbestimmungstatbeständen heraus nicht in jedem Fall 
eine Eilbedürftigkeit zu erkennen, die das berechtigte Interesse der Per-
sonalvertretung an einer qualitativ besseren Mitbestimmung überwiegt.
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Zu Buchstabe d:

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der 
Änderungen in Buchstabe c Doppelbuchst. aa.

Zu Buchstabe e:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Die Ausführungen zu Buchstabe c Doppelbuchst. bb gelten entsprechend.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Aufgrund der Änderung in Buchstabe e Doppelbuchst. aa ist im Mitbe-
stimmungsverfahren nunmehr für alle Fälle der eingeschränkten Mitbe-
stimmung die Möglichkeit der Anrufung der Einigungsstelle eröffnet. Der 
bisherige Satz 4 erübrigt sich entsprechend.

Zu Buchstabe f:

Es handelt sich um eine Anpassung aufgrund der Änderung in Buchsta-
be a Doppelbuchst. aa.

Zu Nummer 29:

Zu Buchstabe a:

Durch Aufnahme der Ziffer 12 in den Verweis auf § 74 Abs. 2 erfolgt eine 
weitere Stärkung der Mitbestimmung der Personalvertretung.

Zudem wird der Verweis auf § 75 Abs. 3 um die Nummer 5 ergänzt, das 
heißt um Maßnahmen, die der Durchsetzung der tatsächlichen Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern dienen. Der Personalrat hat als 
allgemeine Aufgabe nach diesem Gesetz (§ 68 Abs. 1 Nr. 6) die Durch-
setzung der tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
im Sinne des Thüringer Gleichstellungsgesetzes zu fördern. Die Erwei-
terung des Initiativrechts um Maßnahmen zur Realisierung dieser Auf-
gabe ist konsequent und folgerichtig.

Darüber hinaus wird der Personalrat verpflichtet, seinen Initiativantrag 
gegenüber dem Leiter der Dienststelle unter Vorlage der entscheidungs-
erheblichen Unterlagen zu begründen. Dies führt einerseits voraussicht-
lich zunächst zu einer Erhöhung des Verwaltungsaufwands. Jedoch müs-
sen dem Dienststellenleiter alle notwendigen Informationen bekannt sein, 
um eine Entscheidung über den Initiativantrag treffen zu können. Dies 
kann auch der Erhöhung der Chancen des Personalrats auf Durchset-
zung des Initiativantrags dienen.

Die Aufnahme einer Äußerungsfrist der Dienststelle für die Antwort auf 
Vorschläge des Personalrats im Rahmen des ihm eingeräumten Initiativ-
rechts ist zur Gewährleistung eines partnerschaftlichen und vertrauens-
vollen Zusammenarbeit geboten. So wie die Dienststelle gegenüber dem 
Personalrat dessen Stellungnahme innerhalb einer gesetzlich normier-
ten Äußerungsfrist erwartet und ansonsten von einer Zustimmung aus-
gehen kann, muss der Personalrat im Gegenzug ein Anspruch auf eine 
Entscheidung über den Antrag durch die Dienststelle innerhalb einer an-
gemessen Frist zugestanden werden. Eine Frist von drei Monaten wird 
für angemessen gehalten. Die Dienststelle wird dadurch nicht unter un-
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nötigen Zeitdruck gesetzt, andererseits kann der Personalrat in abseh-
barer Zeit mit einer Entscheidung über seinen Initiativantrag rechnen.

Zu Buchstabe b:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Durch die Aufnahme des Verweises wird klargestellt, dass die neu ein-
geführte Frist von einem Monat für die Entscheidung der Dienststelle 
auch für die in § 71 Abs. 2 genannten Initiativanträge gilt. Die Ausfüh-
rungen in Buchstabe a gelten entsprechend.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Zum einen handelt es sich um eine lediglich redaktionelle sprachliche 
Anpassung aufgrund der Änderung in Buchstabe b Doppelbuchst. aa. 
Darüber hinaus wird die Verweisung angepasst aufgrund der Änderun-
gen in Nummer 28 Buchst. e.

Zu Buchstabe c:

Künftig ist es zulässig, einen Initiativantrag auch in Personalangelegen-
heiten stellen zu dürfen. Sinn und Zweck der Ausweitung des Initiativ-
rechts ist die Absicht, die Ausübung der Mitbestimmungsrechte des Per-
sonalrats in aktiver Form (durch Inanspruchnahme seines Initiativrechts) 
der üblichen Form der Mitbestimmung (Reaktion des Personalrats auf 
Vorhaben des Dienststellenleiters) thematisch so weit wie möglich an-
zugleichen. Auch in Personalangelegenheiten hat der Personalrat ne-
ben der Verfolgung der Interessen einzelner Beschäftigter die Belange 
der übrigen Beschäftigten sowie der Dienststelle zu beachten.

Das Initiativrecht in Personalangelegenheiten verletzt nicht das demokra-
tische Prinzip des Letztentscheidungsrechts der parlamentarisch verant-
wortlichen Stelle in personellen Angelegenheiten, solange die Einigungs-
stelle nur empfehlende Beschlüsse fassen kann und der Dienststelle die 
Personal- und Haushaltshoheit weiterhin vorbehalten bleibt (vergleiche 
BVerwG, Beschluss vom 24. Oktober 2001, Az.: 6 P 13/00, darin werden 
gegen die Zulässigkeit eines Initiativrechts in Personalangelegenheiten 
keine grundsätzlichen rechtlichen Bedenken vorgetragen).

Zu Nummer 30:

Zu Buchstabe a:

Es handelt sich um eine Anpassung des Verweises aufgrund der Än-
derungen der Nummer 28 Buchst. c Doppelbuchst. bb und Nummer 28 
Buchst. e Doppelbuchst. aa.

Zu Buchstabe b:

Die Aufnahme des Schrifterfordernisses in den Fällen, in  denen sich die 
oberste Dienstbehörde nicht dem bindenden Beschluss der Einigungs-
stelle anschließt, sondern die Entscheidung der Landesregierung bean-
tragt, dient der Erhöhung der Transparenz des Handelns der obersten 
Dienstbehörde und der Rechtssicherheit. Gleiches gilt bei Angelegen-
heiten der Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstigen Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts.
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Zu Nummer 31:

Zu Buchstabe a:

Der Abschluss von Dienstvereinbarungen war auch bisher nur möglich, 
wenn gesetzliche und tarifliche Regelungen nicht entgegenstanden. Mit 
der Öffnung der Möglichkeit zum Abschluss von Dienstvereinbarungen 
für alle, nunmehr nicht mehr durch dieses Gesetz normierte Angelegen-
heiten und Sachverhalte werden die Rechte der Personalvertretungen 
wesentlich gestärkt.

Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine Folgeänderung aufgrund der Änderung in Buch-
stabe a. Da Dienstvereinbarungen nicht länger nur dann vereinbart wer-
den können, wenn es ausdrücklich im Gesetz vorgesehen ist, sind sie 
auch nicht mehr an das Bestehen der ausdrücklichen rechtlichen Grund-
lage gebunden. 

Zu Buchstabe c:

Mit dieser Regelung wird die Rechtstellung der Schwerbehindertenver-
tretung - auch wenn es sich um eine deklaratorische Mitzeichnung han-
delt - gestärkt. Die Aufnahme der Bestimmung ist Ausfluss des § 182 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX), wonach der Personalrat 
und die Schwerbehindertenvertretung eng zusammenarbeiten und sich 
gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen. Die Regelung 
betrifft nicht lediglich den Abschluss von Inklusionsvereinbarungen nach 
§ 166 SGB IX, sondern alle Dienstvereinbarungen, die die Eingliederung 
schwerbehinderter Menschen betreffen.

Zu Nummer 32:

Zu Buchstabe a:

Mit der Ergänzung des Rechts der vollen Mitbestimmung auch bei Ableh-
nung von Unterstützungen, Vorschüssen und entsprechenden sozialen 
Zuwendungen wird eine bisher bestehende Gesetzeslücke geschlossen. 
Die wirksame Überwachung einer gleichmäßigen und gerechten Vertei-
lung der nur in beschränktem Umfang zur Verfügung stehenden Mittel 
verlangt eine Mitbestimmung nicht nur bei gewährenden, sondern auch 
bei ablehnenden Entscheidungen. Gerade in den Fällen, in denen bis-
lang gewährte Leistungen entzogen werden, ist der betroffene Beschäf-
tigte besonders schutzbedürftig (vgl. BVerwG, Beschluss vom 3. August 
1962, Az.: VII P 17.61; LAG Berlin, Urteil vom 21. Februar 1989, Az.: 3 
Sa 101/88).

Zu Buchstabe b:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Die Ergänzung dient der Klarstellung hinsichtlich des Umfangs des Mit-
bestimmungstatbestands.

Beim Betrieblichen Gesundheitsmanagement handelt es sich um die sys-
tematische, zielorientierte und kontinuierliche Steuerung aller betriebli-
chen Prozesse, mit dem Ziel der Erhaltung und Förderung der Gesund-
heit, der Leistung und des Erfolgs der Beschäftigten einer Dienststelle. 
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Somit dient das Betriebliche Gesundheitsmanagement vorrangig der 
Verhütung von Gesundheitsschädigungen.

Die vertragliche Bindung überbetrieblicher Dienste zur arbeitsmedizini-
schen und sicherheitstechnischen Betreuung der Landesbediensteten 
zählt ebenfalls zum Kernbereich der Maßnahmen zur Verhütung von 
Dienst- und Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheitsschädigungen 
und ist somit auch von diesem Mitbestimmungstatbestand erfasst (ver-
gleiche VG Meiningen, Beschluss vom 17. April 2013, Az.: 3 P 50001/12 
Me, OVG Münster, Beschluss vom 4. März 2016, Az.: 20 A 2364/14.PVL).

Zu Doppelbuchstabe bb:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Buchstabe b Doppelbuchst. dd.

Zu Doppelbuchstabe cc:

Der Umfang der Mitbestimmungsrechte hinsichtlich der Regelung der 
täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit und Pausen wird durch die auf-
genommenen Regelbeispiele weiter ausgestaltet und konkretisiert. So 
wird klargestellt, dass der Personalrat unter anderem bei der Einführung, 
Ausgestaltung, Änderung und Aufhebung von Arbeitszeitmodellen, bei 
der Gestaltung der Dienst- und Schichtpläne, der Anordnung von Rufbe-
reitschaft und der Anordnung und Festsetzung von Dienstbereitschaft, 
Mehrarbeit und Überstunden ein volles Mitbestimmungsrecht hat, soweit 
es über den konkreten Einzelfall hinausgeht. Es wird klargestellt, dass 
die Mitbestimmungsbefugnis nur für über den Einzelfall hinausgehen-
de Regelungen genereller Art besteht, die die Dienststellen als Ganzes 
oder Teile von ihr betreffen und nicht für spezielle, die Belange einzel-
ner Dienststellenangehöriger regelnde Maßnahmen.

Der Personalrat hat darauf zu achten, dass die arbeitszeitrechtlichen 
Vorschriften bei der Festlegung der Arbeitszeit beachtet und berechtig-
te Wünsche von Mitarbeitern im Hinblick auf Dienstbeginn oder -ende 
berücksichtigt werden. Schutzzweck der Mitbestimmung bei der Anord-
nung von Mehrarbeit, Überstunden und Bereitschaftsdiensten ist das 
Verhindern einer physischen und psychischen Überbeanspruchung so-
wie eines unzumutbaren Freizeitverlusts der Betroffenen.

Eine Mitbestimmungsbefugnis besteht jedoch insbesondere nicht hin-
sichtlich der konkreten Gestaltung einzelner Dienstpläne oder der An-
ordnung von Mehrarbeit und Rufbereitschaft im konkreten Einzelfall. 
Darüber hinaus sind gerade für Polizeivollzugsbeamte in diesem Zusam-
menhang die Regelungen nach Absatz 3 und hinsichtlich ihres Diens-
tes im Rahmen von Einsätzen und Übungen § 90 Abs. 1 Nr. 5 Buchsta-
be a) zu beachten.

Zu Doppelbuchstabe dd:

Der Personalrat hat künftig ebenfalls mitzubestimmen über die Festle-
gung von Zeit, Ort und Art der Auszahlung der Dienstbezüge und Ar-
beitsentgelte, soweit keine gesetzliche oder tarifliche Regelung besteht. 
Von dem Begriff der Dienstbezüge und Arbeitsentgelte sind alle regel-
mäßigen Geldbezüge der Beschäftigten umfasst, zum Beispiel Grund-
gehalt, Zuschläge und Zulagen, nicht jedoch einmalige Leistungen wie 
Reisekostenvergütungen oder Beihilfen.
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Im Hinblick auf die Art der Zahlung ist hauptsächlich die technische Durch-
führung der Auszahlung bedeutsam.

Durch die Aufnahme dieses Mitbestimmungstatbestands werden die 
Rechte der Personalvertretungen vervollständigt und gestärkt.

Zu Nummer 33:

Zu Buchstabe a:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Zu Dreifachbuchstabe aaa:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Zu Dreifachbuchstabe bbb:

Die neue Möglichkeit der bezahlten Bildungsfreistellung zur individuel-
len Weiterbildung nach dem Thüringer Bildungsfreistellungsgesetz vom 
15. Juli 2015 (GVBl. 2015, 114) unterliegt für Tarifbeschäftigte zukünftig 
analog der Ablehnung eines Antrags auf Teilzeitbeschäftigung und Ur-
laub der eingeschränkten Mitbestimmung des Personalrats und wird der 
Regelung angefügt. Der beruflichen Qualifizierung und Fortbildung der 
Beschäftigten kommt eine große Bedeutung zu. Die Personalvertretung 
muss daher die Möglichkeit erhalten, auf eine gerechte Verteilung der 
Bildungschancen hinzuwirken.

Zu Dreifachbuchstabe ccc und ddd:

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen aufgrund der Anfügung 
weiterer Katalogtatbestände in Buchstabe a Doppelbuchst. aa Dreifach-
buchst. eee.

Zu Dreifachbuchstabe eee:

Der bisherige Katalogtatbestand des Absatzes 3 Nr. 6 wird künftig als 
neue Nr. 9 in Absatz 1 Satz 1 aufgenommen, da es sich um einen indi-
viduellen Tatbestand handelt, der systematisch nicht zu den generellen 
Tatbeständen des Absatzes 3 passt.

Zudem wird innerhalb der neuen Nummer 9 der Widerruf der Genehmi-
gung einer Nebentätigkeit gestrichen. Bei Arbeitnehmern unterliegt die 
Aufnahme einer Nebentätigkeit grundsätzlich keiner Genehmigung. Der 
"Widerruf einer Genehmigung" liefe daher leer und kann gestrichen wer-
den. Die Aufnahme einer Nebentätigkeit gegen Entgelt ist dem Arbeitge-
ber nach § 3 Abs. 4 TV-L anzuzeigen, er kann sie unter Umständen un-
tersagen oder mit Auflagen versehen.

Weiterhin wird der bisherige Katalogtatbestand des Absatzes 3 Nr. 7 künf-
tig als neue Nummer 10 in Absatz 1 Satz 1 aufgenommen, da es sich 
ebenfalls um einen individuellen Tatbestand handelt, der systematisch 
nicht zu den generellen Tatbeständen des Absatzes 3 passt.

Darüber hinaus wird eine neue Nummer 11 angefügt. Künftig unterliegt 
auch die Ablehnung eines Antrags auf Genehmigung von Telearbeit der 
eingeschränkten Mitbestimmung des Personalrats.



48

Thüringer Landtag - 6. WahlperiodeDrucksache 6/5575

Zu Doppelbuchstabe bb:

Die Beteiligung des Personalrats nur auf Antrag des Beschäftigten in 
den Fällen des § 75 Abs. Satz 1 Nr. 4 und 5 entfällt aufgrund der Neure-
gelung in Buchstabe a Doppelbuchst. cc. Das Antragsrecht bleibt ledig-
lich in dem Fall des § 75 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10, entsprechend der bisheri-
gen Regelung in § 75 Abs. 3 Satz 2, erhalten. Bei der Geltendmachung 
von Ersatzansprüchen gegen einen Beschäftigten handelt es sich um 
höchstpersönliche Angelegenheiten, sodass das Interesse der Perso-
nalvertretung an Mitbestimmung hinter dessen Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung zurücksteht. Die Information der Personalvertretung 
über die erfolgte Maßnahme im Rahmen der vertrauensvollen Zusam-
menarbeit wird damit dennoch nicht ausgeschlossen.

Zu Doppelbuchstabe cc:

Mit der Neuregelung wird die bislang bestehende Antragspflicht der Be-
schäftigten zur Beteiligung des Personalrats in den Fällen des Absat-
zes 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 umgekehrt. Bisher galt der Grundsatz, dass 
der Personalrat in den genannten Fällen nicht generell zu beteiligen ist, 
sondern nur auf ausdrücklichen Antrag des von der Maßnahme betroffe-
nen Beschäftigten. Die Neuregelung stärkt die Rechte des Personalrats 
und verpflichtet zu dessen grundsätzlicher Beteiligung in den genann-
ten Fällen. Zugleich soll dem Beschäftigten die Möglichkeit erhalten blei-
ben, auf die Beteiligung des Personalrats zu verzichten. Eine Vielzahl 
von Abordnungen und Versetzungen erfolgt auf Wunsch des Beschäftig-
ten beziehungsweise mit seinem ausdrücklichen Einverständnis. Es be-
steht daher nicht in jedem Fall die zwingende Notwendigkeit, ihn vor der 
von ihm gewollten Personalmaßnahme zu schützen. Daher muss ihm 
weiterhin ein Verzicht auf die Beteiligung des Personalrats offenstehen.

Zu Buchstabe b:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Zu Dreifachbuchstabe aaa:

Da es dem Personalrat künftig gestattet ist, im Bereich der Arbeitneh-
mer über Freistellungen nach dem Thüringer Bildungsfreistellungsge-
setz eingeschränkt mitzubestimmen, muss ihm dieses Recht auch für 
Beamte zugestanden werden. Die Ausführungen zu Buchstabe a Dop-
pelbuchst. aa Dreifachbuchst. bbb gelten entsprechend.

Zu Dreifachbuchstabe bbb:

Im Interesse der Beschäftigten der Dienststelle soll der Personalrat 
künftig auch bei der positiven Entscheidung über einen Antrag auf Hi-
nausschiebung des Eintritts in den Ruhestand über den Zeitpunkt des 
gesetzlichen Ruhestands hinaus mitbestimmen. Es ist Aufgabe des Per-
sonalrats, dafür zu sorgen, dass die zugunsten der Beschäftigten gel-
tenden Gesetze, Verordnungen, Tarifverträge, Dienstvereinbarungen 
und Verwaltungsanordnungen für alle Beschäftigten unter den gleichen 
Maßstäben durchgeführt werden. Anträge auf das Hinausschieben des 
Eintritts in den Ruhestand haben sowohl bei Genehmigung als auch bei 
Ablehnung erhebliche Auswirkungen auf die übrigen Beschäftigten und 
möglicherweise auf die Entscheidung über Anträge weiterer Antragsteller.
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Zu Dreifachbuchstabe ccc und ddd:

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen aufgrund des Anfügens 
weiterer Katalogtatbestände in Buchstabe b Doppelbuchst. aa Dreifach-
buchst. eee.

Zu Dreifachbuchstabe eee:

In Entsprechung der Ergänzung weiterer Katalogtatbestände der einge-
schränkten Mitbestimmung in Personalangelegenheiten der Arbeitneh-
mer hat eine solche Ergänzung auch für Personalangelegenheiten der 
Beamten zu gelten. Die Ausführungen zu Buchstabe a Doppelbuchst. aa 
Dreifachbuchst. eee gelten entsprechend.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Die Beteiligung des Personalrats nur auf Antrag des Beschäftigten soll 
in den Fällen des § 75 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 bis 11 sowie 13 beibehalten 
werden. Hierbei handelt es sich um höchstpersönliche Angelegenheiten 
des Beschäftigten, sodass das Interesse der Personalvertretung an In-
formation und Mitbestimmung hinter dem Recht des Beschäftigten auf 
informationelle Selbstbestimmung zurücksteht. Die Information der Per-
sonalvertretung über die erfolgte Maßnahme im Rahmen der vertrau-
ensvollen Zusammenarbeit wird damit dennoch nicht ausgeschlossen. 

Hinsichtlich § 75 Abs. 2 Satz 1 Nr. 13 gelten die Ausführungen zu Buch-
stabe a Doppelbuchst. bb entsprechend.

Zu Doppelbuchstabe cc:

Da durch Buchstabe a Doppelbuchst. cc die Mitbestimmungsrechte des 
Personalrats in Personalangelegenheiten der Arbeitnehmer durch ob-
ligatorische Beteiligung gestärkt werden, sind analog dazu die Mitbe-
stimmungsrechte in Personalangelegenheiten der Beamten ebenfalls 
zu erweitern. Die Ausführungen zu Buchstabe a Doppelbuchst. cc gel-
ten entsprechend.

Zu Buchstabe c:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Zu Dreifachbuchstabe aaa:

Mit der Streichung der Einschränkung der Bestellung von Vertrauens- 
oder Betriebsärzten als Beamter oder Arbeitnehmer, bei der dem Perso-
nalrat bereits das Recht auf eingeschränkte Mitbestimmung durch Ab-
satz 1 Nr. 1 und Absatz 2 Nr. 1 eingeräumt ist, soll verdeutlicht werden, 
dass der Personalrat in allen Fällen der Bestellung von Vertrauens- oder 
Betriebsärzten zu beteiligen ist.

Die Abgrenzung zu § 74 Abs. 2 Nr. 5 stellt sich wie folgt dar: Der Mitbe-
stimmungstatbestand der vertraglichen Bindung überbetrieblicher Dienste 
ist bereits von § 74 Abs. 2 Nr. 5 erfasst. Wird ein überbetrieblicher Dienst 
vom Arbeitgeber vertraglich gebunden, so hat dieser als Auftragnehmer 
die Aufgaben nach § 3 oder § 6 des Gesetzes über Betriebsärzte, Si-
cherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit - ASiG 
(BGBl I 1973, 1885) mit eigenem Personal wahrzunehmen. In diesem 
Fall wird die Wahrnehmung der Funktion "Betriebsarzt" zur selbständi-
gen Aufgabenerfüllung insgesamt übertragen. Die Bestellung des Be-
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triebsarztes erfolgt in diesem Fall durch den Auftragnehmer (überbe-
trieblicher Dienst), nicht durch den Auftraggeber (Freistaat Thüringen 
als Arbeitgeber für die Landesbediensteten). Die vertragliche Verpflich-
tung eines überbetrieblichen Dienstes ist daher keine Bestellung eines 
Betriebsarztes durch den Arbeitgeber; sie kann auch nicht einer Bestel-
lung gleichgesetzt werden (OVG Berlin-Brandenburg., Beschluss vom 
18. April 2013, Az.: OVG 60 PV 5.12). Sie fällt daher nicht unter den Mit-
bestimmungstatbestand der "Bestellung" nach Absatz 3 Nr. 4, sondern 
unter § 74 Abs. 2 Nr. 5.

Unter den Mitbestimmungstatbestand des Absatzes 3 Nr. 4 kann dem-
zufolge nur die Bestellung eines einzelnen Arztes nach entsprechender 
vertraglicher Bindung (intern als Arbeitnehmer oder Beamte oder als ex-
terner Betriebsarzt) fallen.

Weiterhin wird die Bestellung der Fachkräfte für Arbeitssicherheit von 
dem Mitbestimmungstatbestand umfasst.

Zu Dreifachbuchstabe bbb:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Überfüh-
rung der bisherigen § 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 und 7 aufgrund ihres Cha-
rakters als Individualtatbestände in die Absätze 1 und 2 des § 75 (Num-
mer 33 Buchst. a Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee und Nummer 33 
Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee).

Zu Dreifachbuchstabe ccc:

Die Nummerierungen waren aufgrund der Änderung in Buchstabe c Dop-
pelbuchst. aa Dreifachbuchst. bbb redaktionell zu ändern.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Aufgrund der Überführung des bisherigen § 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 7 in 
§ 75 Abs. 1 und 2 entfällt die Bezugnahme aus redaktionellen Gründen 
(Nummer 33 Buchstabe a Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee und 
Nummer 33 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee).

Zu Buchstabe d:

Bei der Änderung handelt es sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
analog zur künftigen Umkehr der Antragspflicht nach Buchstabe a Dop-
pelbuchst. cc und Buchstabe b Doppelbuchst. cc. Aufgrund des künftig 
geltenden Grundsatzes der obligatorischen Beteiligung des Personal-
rats in den Fällen der Versetzung, Umsetzung, Abordnung, Zuweisung 
oder Personalgestellung eines Beschäftigten wird klargestellt, dass die 
Pflicht der Beteiligung der Personalvertretung der aufnehmenden Dienst-
stelle weiterhin besteht und auch in den Fällen, in denen der Beschäf-
tigte auf die Beteiligung des abgebenden Personalrats verzichtet, gilt. 
Mit dieser Regelung wird die ununterbrochene Mitbestimmung der Per-
sonalvertretung der aufnehmenden Dienststelle vom Zugang eines Be-
schäftigten zur Dienststelle bis zu dem Zeitpunkt, an dem er die Dienst-
stelle möglicherweise wieder verlässt, sichergestellt.

Zu Nummer 34:

Zu Buchstabe a:

Eine Änderung des Verweises ist erforderlich aufgrund der Überführung 
der bisherigen § 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 und 7 in § 75 Abs. 1 und 2 (Num-
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mer 33 Buchst. a Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee und Nummer 33 
Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee). Da die Mitbestimmung 
des Personalrats bei dem Katalogtatbestand des bisherigen § 75 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 7 für Maßnahmen gegen Beamte der Besoldungsgruppe A 16 
und höher sowie gegen Arbeitnehmer, die ein außertarifliches Entgelt er-
halten, auch weiterhin nicht ausgeschlossen werden soll, war dieser Um-
stand bei der Änderung des Verweises zu berücksichtigen.

Zudem wurde ein Verweis auf § 79 Abs. 2 aufgenommen (Nummer 37 
Buchstabe c). Damit wird ein Teilnahmerecht eines Mitglieds des Per-
sonalrats an Auswahlgesprächen der Dienststelle im Rahmen von Aus-
wahlverfahren in den genannten Entgeltgruppen ausgeschlossen.

Da in den jeweiligen Tarifverträgen ein Entgelt bis maximal zur Entgelt-
gruppe 15 vorgesehen ist und darüber hinausgehende Eingruppierun-
gen außertariflich erfolgen, war eine entsprechende redaktionelle An-
passung erforderlich.

Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung des Verweises. Die Aus-
führungen zu Buchstabe a gelten entsprechend.

Zu Buchstabe c:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die Formulierung 
im Thüringer Gleichstellungsgesetz.

Zu Nummer 35:

Die Regelung entspricht § 92 Absätze 2, 3 Satz 2 Betriebsverfassungs-
gesetz (BGBl I 2001, 2518) und stärkt die Vorschlagsrechte der Perso-
nalvertretung. Das Recht, dem Leiter der Dienststelle Vorschläge zur 
Personalplanung im Hinblick auf die Eingliederung schwerbehinderter 
Menschen zu machen, umfasst Initiativen zur Festlegung von personal-
politischen Zielen und den in diesem Zusammenhang zu treffenden Maß-
nahmen und beinhaltet langfristige, mittelfristige und kurzfristige Per-
sonalplanung. Es ist als Initiativrecht eigentlich § 70 zuzuordnen. Für 
diesen speziellen Sachverhalt erscheint jedoch die Aufnahme des Ein-
zelfalls zum Beteiligungstatbestand der Anhörung zu Personalanforde-
rungen zum Haushaltsvoranschlag naheliegend.

Zu Nummer 36:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Nummer 33 Buchstabe c Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. ccc.

Zu Nummer 37:

Zu Buchstabe a:

Die Änderung erfolgt aufgrund der inhaltlichen Ergänzung der Bestim-
mung durch Buchstabe c.

Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Buchstabe c.
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Zu Buchstabe c

Bislang ist der Personalrat lediglich im Rahmen der eingeschränkten Mit-
bestimmung bei der Einstellung von Bewerbern zu beteiligen. Die Aus-
wahlgespräche selbst sind nicht Teil der Einstellung, sondern lediglich 
Vorbereitungshandlung, sodass die Mitbestimmung des Personalrats 
erst ausgelöst wurde, wenn der Dienststellenleiter sich zur Einstellung 
eines Bewerbers entschlossen hatte. In vielen Bereichen der öffentlichen 
Verwaltung ist die Teilnahme von Beauftragten an Auswahlgesprächen 
im Rahmen von Auswahlverfahren bereits betriebliche Übung, um eine 
frühzeitige Einbindung in den Entscheidungsprozess zu gewähren. Unter 
Auswahlgesprächen werden insbesondere Vorstellungs- und Eignungs-
gespräche verstanden. Nachdem nach dem neuen Absatz 3 für den Per-
sonalrat kein allgemeines Teilnahmerecht an allen Personalgesprächen 
besteht, wird die Rechtsposition des Personalrats mit der abschließen-
den Aufnahme der Inhalte und Ziele der Gespräche in Absatz 2 gestärkt.

Das Teilnahmerecht an Auswahlgesprächen nach Absatz 2 ist auf solche 
Fälle beschränkt, die im weiteren Verlauf zu einer mitbestimmungspflichti-
gen Personalmaßnahme führen. Das Teilnahmerecht besteht auch, wenn 
die Dienststelle die Auswahl nicht selbst durchführt, sondern ein exter-
nes Dienstleistungsunternehmen mit der Durchführung der Auswahlver-
fahren betraut. Auch in diesem Fall ist die Auswahl der Dienststelle als 
Auftraggeber zuzurechnen. Das Teilnahmerecht gestattet es dem Be-
auftragten der Personalvertretung, aktiv an den Gesprächen teilzuneh-
men und Fragen zu stellen. Die Beratungen über die Eignung der jewei-
ligen Bewerber sind jedoch Sache der Dienststelle. Das Teilnahmerecht 
kommt insoweit nicht einem Mitbestimmungsrecht gleich.

Die Teilnahme eines Mitglieds des Personalrats soll nach dem neuen Ab-
satz 3 auf Wunsch des Beschäftigten auch an Beurteilungs- beziehungs-
weise sogenannten Leistungsgesprächen möglich sein. Dies gilt nicht nur 
für die Eröffnung der Beurteilung- beziehungsweise Leistungseinschät-
zung, sondern bezieht sich auf alle Personalgespräche dieses Inhalts. 

Das Recht des Beschäftigten auf Hinzuziehung eines Personalratsmit-
glieds besteht jeweils bezogen auf bestimmte Regelungsgegenstände 
und Anlässe, die im Thüringer Personalvertretungsgesetz abschließend 
aufgezählt werden. Dementsprechend ist auch die Teilnahme an Perso-
nalgesprächen zu nichtbeteiligungspflichtigen individuellen Angelegen-
heiten nicht möglich, sofern ein Teilnahmerecht gesetzlich nicht normiert 
ist. Urteile, die ein grundsätzliches Teilnahmerecht eines Personalrats-
mitglieds an allen Personalgesprächen proklamieren, sind bislang Ein-
zelfälle geblieben.

Zu Nummer 38:

Zu Buchstabe a:

Durch die Neuregelung der Nummer 39 werden die Rechte der ARGE 
HPR wesentlich gestärkt. Da deren Unterrichtung über ressortübergrei-
fende Maßnahmen künftig nicht mehr durch den Hauptpersonalrat der 
zuständigen obersten Dienstbehörde erfolgt, sondern durch die obers-
te Dienstbehörde selbst, entfällt diese Bestimmung mangels Erforder-
lichkeit. Die in der Bestimmung enthaltenen wesentlichen Verfahrensab-
läufe wurden in § 82 a überführt.
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Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine Änderung der Absatznummerierung infolge der 
Änderung in Buchstabe a.

Zu Nummer 39:

Bislang wurde die ARGE HPR durch den Hauptpersonalrat der für den 
Erlass der ressortübergreifenden Maßnahme zuständigen obersten 
Dienstbehörde unterrichtet und konnte lediglich gegenüber diesem eine 
Stellungnahme abgegeben. Die ARGE HPR hatte rein rechtlich im ge-
samten Verfahren keinen Kontakt zur Dienststelle und sah sich deshalb 
zu Recht aus der eigentlichen Beteiligung ausgeschlossen. Dieser Um-
stand war mitbestimmungsrechtlich kritisch zu sehen, da die ARGE HPR 
als Kernaufgabe gerade die Abstimmung der Mitbestimmungsverfahren 
zur Einführung behördenübergreifender Regelungen zwischen den be-
troffenen Hauptpersonalräten durchführen soll. Mit der Neufassung sol-
len die Beteiligungstatbestände der ARGE HPR aufgewertet und Betei-
ligungslücken geschlossen werden. Ziel ist die nachhaltige Stärkung der 
Vertretung der Interessen der Landesbeschäftigten gegenüber der Lan-
desregierung und den Ministerien.

Absatz 1 bestimmt die Zusammensetzung der ARGE HPR. Sie wird 
durch die Vorsitzenden der Hauptpersonalräte bei den obersten Lan-
desbehörden oder jeweils ein vom Hauptpersonalrat entsandtes Mit-
glied gebildet. Die Vorteile der Entsendung der Vorsitzenden der Haupt-
personalräte liegen darin, dass die ARGE HPR dadurch nochmals eine 
Kompetenzerweiterung und Potential zur weiteren Erhöhung der Quali-
tät der Zusammenarbeit erhält. Zudem vertritt der Vorsitzende nach § 33 
Abs. 3 den Personalrat im Rahmen der von diesem gefassten Beschlüs-
se und ist durch die Wahl durch die Personalratsmitglieder gesetzlich 
legitimiert. Dennoch besteht weiterhin die Möglichkeit, dass der Haupt-
personalrat anstatt des Vorsitzenden ein anderes Mitglied in die ARGE 
HPR entsendet. Damit wird die Flexibilität der Zusammensetzung der 
ARGE HPR bewahrt.

In Absatz 2 wird die Amtszeit festgelegt. Diese beträgt analog zur geän-
derten Amtszeit der Personalräte künftig ebenfalls fünf Jahre.

Es ist künftig nach Absatz 3 in Umsetzung der Regelung des § 95 Abs. 4 
Satz 1 SGB IX analog zum Teilnahmerecht an Personalratssitzungen ei-
nem Vertreter der zu einer Arbeitsgemeinschaft bei den obersten Lan-
desbehörden zusammen geschlossenen Schwerbehindertenvertretung 
gestattet, an den Sitzungen der ARGE HPR teilzunehmen.

Absatz 4 regelt den Umfang des Anhörungsrechts der ARGE HPR. Das 
bereits bestehende Recht der ARGE HPR auf Abstimmung von Ange-
legenheiten, die für die Beschäftigten von allgemeiner Bedeutung sind 
und über den Geschäftsbereich einer obersten Landesbehörde hinaus-
gehen, mit den Hauptpersonalräten der obersten Dienstbehörden bleibt 
erhalten. Hinzukommen abschließend in den Regelungstext aufgenom-
mene Anhörungsrechte der ARGE HPR gegenüber der für eine Maß-
nahme zuständigen obersten Dienstbehörde.  Dadurch werden bislang 
bestehende Beteiligungslücken geschlossen. Die ARGE HPR hat nun 
nach Satz 1 Nr. 1 ein Anhörungsrecht bei unmittelbar für die Beschäf-
tigten wirksamen Entscheidungen der Landesregierung. Dadurch wird 
gewährleistet, dass Entscheidungen der Landesregierung, die an sich 
beteiligungspflichtige Maßnahmen zum Gegenstand haben, nicht sys-
temwidrig von der Mitbestimmung der Personalvertretungen ausgeschlos-
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sen werden. Das Letztentscheidungsrecht verbleibt zwar bei der zustän-
digen Dienstbehörde, jedoch wird die Beteiligung der ARGE HPR durch 
deren Anhörungsrecht ausgedehnt.

Ähnliches gilt für das Anhörungsrecht nach Satz 1 Nr. 2. Eine Beteili-
gung der ARGE HPR war bei Entscheidungen oberster Landesbehörden, 
die den Geschäftsbereich anderer Landesbehörden betreffen, bislang 
in dieser Ausdrücklichkeit nicht möglich, sodass eine Dienststelle Ent-
scheidungen mit Wirkung für die Beschäftigten eines anderen Ressorts 
treffen konnte, ohne dass diese in qualifizierter Form mitwirkten. Dieser 
personalvertretungsrechtliche Widerspruch wird nunmehr ausgeräumt. 

Ausgeschlossen ist das Anhörungsrecht der ARGE HPR, wenn die Ent-
scheidungen einzelne Personalangelegenheiten zum Gegenstand ha-
ben oder entsprechend § 53 Beamtenstatusgesetz (BGBl I 2008, 1010) 
in Verbindung mit § 95 Thüringer Beamtengesetz, wenn nach gesetzli-
chen Vorschriften die Spitzenorganisationen der zuständigen Gewerk-
schaften und Berufsverbände zu beteiligen sind.

Soweit neben dem Anhörungsrecht der ARGE HPR Befugnisse und 
Pflichten von Personalvertretungen bestehen, bleiben diese unberührt. 
Da die ARGE HPR kein Organ des Personalvertretungsrechts ist, son-
dern ein besonderes rechtliches Gebilde sui generis ohne die Befug-
nisse und Aufgaben der Personalvertretungen, werden die Rechte des 
Personalrats im Rahmen seiner allgemeinen Aufgaben nicht betroffen.

Absatz 5 beschreibt das Beteiligungsverfahren. Die Unterrichtung der 
ARGE HPR hat rechtzeitig, umfassend und durch die für die Maßnah-
me zuständige oberste Landesbehörde zu erfolgen. Sie ist rechtzeitig, 
wenn die beabsichtigte Maßnahme noch gestaltungsfähig ist, das heißt 
seitens der ARGE HPR die Möglichkeit der Einflussnahme noch besteht 
und nicht bereits durch beteiligungsfreie Vorentscheidungen vollendete 
Tatsachen geschaffen wurden. Die Unterrichtung ist umfassend, wenn 
seitens der zuständigen obersten Dienstbehörde der ARGE HPR im 
Wege der vertrauensvollen Zusammenarbeit alle die Maßnahme betref-
fenden Unterlagen vorgelegt werden, die für die Arbeit der ARGE HPR 
erforderlich sind. Die Unterlagen müssen geeignet sein, der ARGE HPR 
Kenntnisse über alle die Maßnahme berührenden Fakten und Vorhaben 
zu vermitteln, um Rechtsverstößen und Unbilligkeiten bereits im Vor-
feld entgegenwirken zu können (vergleiche BVerwG, Beschluss vom 
12. Oktober 2006, Az.: 2 B 31/06). Empfänger der Unterrichtung ist der 
Vorsitzende der ARGE HPR, im Fall seiner Verhinderung dessen Stell-
vertreter. Nach der Unterrichtung hat die ARGE HPR Gelegenheit, sich 
auf Grundlage der ihr übermittelten Informationen mit der beabsichtig-
ten Maßnahme zu befassen, um eine Stellungnahme abgeben zu kön-
nen. Besteht weiterer Aufklärungsbedarf, kann sie zusätzliche Informa-
tionen oder Unterlagen anfordern. Auf ihr Verlangen hat eine mündliche 
Erörterung der Angelegenheit mit der zuständigen obersten Dienstbehör-
de zu erfolgen. Der ARGE HPR hat ihre Stellungnahme innerhalb von 
drei Wochen der zuständigen obersten Dienstbehörde zuzuleiten. Dies 
wird grundsätzlich als ausreichend angesehen, um die ihr zugegange-
nen Informationen zu prüfen, abzuwägen sowie sachgerecht zu würdi-
gen, um eine adäquate Stellungnahme abgeben zu können. Die einver-
nehmliche Vereinbarung einer abweichenden Frist ist gestattet. Die Frist 
beginnt mit der ordnungsgemäßen Unterrichtung über die Maßnahme. 

Die auf das Verfahren der ARGE HPR entsprechend anzuwendenden 
Paragrafen des Thüringer Personalvertretungsgesetzes werden in Ab-
satz 6 aufgezählt. Aufgrund ihrer Rechtsnatur gelten die festgelegten Pa-
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ragrafen nicht von Gesetzes wegen, sondern sind für anwendbar zu er-
klären. Die rechtliche Stellung der Mitglieder der ARGE HPR entspricht 
wegen der weitgehenden Verweise im Wesentlichen der von Personal-
vertretungsmitgliedern.

Absatz 7 entspricht dem bisherigen Absatz 4. Er beinhaltet die Ermäch-
tigungsgrundlage für den Erlass von Rechtsverordnungen, die nähere 
Festlegungen zur Bildung und zum Verfahren der ARGE HPR beinhalten.

Zu Nummer 40:

Mit der Möglichkeit der Errichtung von Arbeitsgruppen wird eine neue 
Form der Zusammenarbeit für Personalräte geschaffen, die seit langem 
gefordert wird. Die Regelungen zur Zusammenarbeit von Personalräten 
in gemeinsamen Angelegenheiten über die bislang bestehenden Gren-
zen der örtlichen und personalvertretungsrechtlichen Zuständigkeit hin-
aus sind nicht mehr zeitgemäß. In Phasen umfassender Umorganisatio-
nen und dem Eingehen dienststellenübergreifender Verflechtungen sollen 
Arbeitsgruppen nicht mehr wie bislang über den Umweg des § 46 als 
Schulungs- und Bildungsveranstaltungen eingeordnet werden müssen. 
In temporären, auf Schwerpunkte der Personalratsarbeit und der Vor-
bereitung auf aktuelle Beteiligungsmaßnahmen ausgerichteten Arbeits-
gruppen soll künftig ein moderierter Dialog zwischen Personalräten unter 
aktiver informatorischer Beteiligung der Dienststellenseite möglich sein. 
Kernelement ist der Gedanken- und Erfahrungsaustausch über gleich-
artige Probleme sowie die gegenseitige Information über notwendige 
Handlungsweisen. Daraus folgen positive Auswirkungen auf den Verän-
derungsprozess, die Schaffung von Transparenz und die Förderung von 
Problembewusstsein. Gleichzeitig werden Arbeitsgruppen als temporäre 
Gremien zum Meinungs- und Erfahrungsaustausch und zur Vermittlung 
von Informationen für behördenübergreifende Maßnahmen durch Aufnah-
me in das Gesetz auf eine ausreichende rechtliche Grundlage gestellt.

Absatz 1 beschreibt die Zusammensetzung der Arbeitsgruppen. Die-
se sind zu bilden aus Personalvertretungen innerhalb derselben juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts oder aus Personalvertretungen 
dergleichen Stufe. Damit wird sichergestellt, dass die Problem- oder In-
formationslage innerhalb der Arbeitsgruppe identisch ist. Aus Gründen 
der Transparenz ist die Bildung einer Arbeitsgruppe gegenüber dem Lei-
ter der Dienststelle anzuzeigen und zu begründen.

Absatz 2 bestimmt die Anzahl der zu entsendenden Mitglieder der Ar-
beitsgruppe. Diese ist grundsätzlich auf ein Mitglied je beteiligter Perso-
nalvertretung beschränkt. Im Einvernehmen mit der Dienststelle ist eine 
Abweichung von diesem Grundsatz möglich.

In Absatz 3 wird die Kostenregelung des § 44 für anwendbar erklärt.

Zu Nummer 41:

Zu Buchstabe a:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Buchstabe b.

Zu Buchstabe b:

Mit der Aufnahme des § 69 Abs. 10 soll eine Lücke geschlossen wer-
den, die darin bestand, dass sich die Rechtsschutzmöglichkeit des Per-
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sonalrats in der Regel auf das öffentlich-rechtliche (Feststellungs-)Ver-
fahren beschränkten. Auf die Maßnahme selbst hatte der Personalrat 
keinen rechtlichen Zugriff. Hiervon soll nunmehr eine Ausnahme zuge-
lassen werden. Der Personalrat muss sich nicht mehr darauf verweisen 
lassen, dass zukünftig die Gerichtsentscheidungen beachtet werden. 
Eine Ausnahme gilt für Fälle, in denen der Rücknahme einer durchge-
führten Maßnahme Rechtsvorschriften entgegenstehen.

Zu Nummer 42:

Zu Buchstabe a:

Indem künftig Studenten, die an der Hochschule, an der sie immatriku-
liert sind, eine Beschäftigung ausüben, vom Beschäftigtenbegriff des 
Thüringer Personalvertretungsgesetzes erfasst sind, wird der Beschäf-
tigtenbegriff erweitert und das Thüringer Personalvertretungsgesetz für 
studentische Beschäftigte weiter geöffnet.

Zu Buchstabe b:

Die Änderung ist erforderlich, da die genannten Personenkategorien in 
den Thüringer Hochschulen nicht mehr existieren.

Zu Buchstabe c:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Eine Änderung des Verweises ist erforderlich aufgrund der Überführung 
des bisherigen § 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 und 7 in § 75 Absätze 1 und 2 
(Nummer 33 Buchst. a Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee und Num-
mer 33 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee). Da die Mitbe-
stimmung des Personalrats bei Maßnahmen des bisherigen § 75 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 7 gegen ganz oder teilweise aus Drittmitteln bezahlte wissen-
schaftliche und künstlerische Mitarbeiter weiterhin erhalten bleiben soll, 
war dieser Umstand bei der Änderung des Verweises zu berücksichtigen.  

Zu Doppelbuchstabe bb:

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Buchstabe a, da nunmehr im-
matrikulierte Studierende unter den Geltungsbereich des Gesetzes fallen.

Zu Doppelbuchstabe d:

Satz 1 schließt die dort enumerativ benannten Mitbestimmungstatbestän-
de für die Assistenten aus. Der Begriff "Assistent" ersetzt gemäß § 95 
des Thüringer Hochschulgesetzes vom 10. Mai 2018 (GVBl. S. 149) die 
bisher geltende Formulierung „wissenschaftliche und künstlerische Hilfs-
kräfte". Satz 2 regelt jedoch deren Anwendung auf Antrag des betroffe-
nen Beschäftigten, wenn dieser insgesamt mehr als sechs Monate be-
schäftigt ist. Hiermit soll einer Überlastung der Personalverwaltungen 
der Hochschulen und der Personalvertretungen entgegengewirkt wer-
den. Die Regelung, dass eine Beschäftigung von insgesamt mehr als 
sechs Monaten vorliegen soll, steht dabei im Einklang mit der Regelung 
des § 4 Abs. 5 Nr. 5, die besagt, dass Beschäftigter im Sinne des Ge-
setzes nicht derjenige ist, der unter zwei Monaten beschäftigt ist. Satz 3 
schließt die Wahlberechtigung und die Wählbarkeit von Assistenten auf-
grund der großen Personalfluktuation in diesem Bereich aus.
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Zu Buchstabe e:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung aufgrund der Änderung 
in Buchtstabe d.

Zu Nummer 43:

Eine Änderung des Verweises ist erforderlich aufgrund der Überführung 
des bisherigen § 75 Abs. 3 Satz 1 Nr. 6 und 7 in § 75 Absätze 1 und 2 
(Nummer 33 Buchst. a Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee und Num-
mer 33 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee). Da die Mitbe-
stimmung des Personalrats bei Maßnahmen des bisherigen § 75 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 7 gegen Beschäftigte nach § 89 Nr. 1 weiterhin erhalten blei-
ben soll, war dieser Umstand bei der Änderung des Verweises zu be-
rücksichtigen.

Zu Nummer 44:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Nummer 12.

Zu Nummer 45:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Änderun-
gen in Nummer 33 Buchst. a Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee und 
Nummer 33 Buchst. b Doppelbuchst. aa Dreifachbuchst. eee.

Zu Nummer 46:

Zu Buchstabe a:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Seit der Einführung der Gemeinschaftsschulen in Thüringen im Schul-
jahr 2011/2012 sind zur Hortbetreuung der Schüler Erzieher tätig. Die 
Ergänzung dient der Klarstellung, dass sie zu den Beschäftigten des je-
weiligen Schulamtsbereichs gehören und somit gemeinsam mit Lehrern 
an Regelschulen und Gemeinschaftsschulen, die die Klassenstufen bis 
zehn umfassen, eine eigenständige Gruppe bilden.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Es gelten die Ausführungen zu Buchstabe a Doppelbuchst. aa entspre-
chend.

Zu Buchstabe b:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rungen in Buchstabe b Doppelbuchst. bb.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Zu Dreifachbuchstabe aaa:

§ 92 Nr. 3 Satz 1 und Satz 2 wurden 2004  im Zuge der Zusammenle-
gung des ehemaligen Thüringer Kultusministeriums und des Thüringer 
Ministerium für Wissenschaft, Forschung  und Kunst in das Thüringer 
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Personalvertretungsgesetz eingefügt, um im Bereich des Ministeriums 
einen allgemeinen Hauptpersonalrat für den Bereich des Ministeriums 
und den Bereich Wissenschaft; Forschung und Kunst und einen weite-
ren besonderen Hauptpersonalrat für den Bereich Schulen einrichten 
beziehungsweise aufrecht erhalten zu können. Seit der Herauslösung 
der Bereiche Wissenschaft, Forschung und Kunst/Kultur aus dem Bil-
dungsministerium zu Beginn der laufenden Legislaturperiode ist die Re-
gelung von 2004 entbehrlich geworden. Im Bereich des Thüringer Mi-
nisteriums für Bildung, Jugend und Sport ist seither auch nur noch ein 
Hauptpersonalrat für den Schulbereich eingerichtet. Die bestehende 
Formulierung legt nahe, dass es nach wie vor zwei Hauptpersonalräte 
im Bereich des Thüringer Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
gibt beziehungsweise geben müsste. Diese Unklarheit wird durch die 
Änderung behoben.

Zu Dreifachbuchstabe bbb:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Nummer 47:

Zu Buchstabe a:

Zur weiteren Verbesserung der Handhabbarkeit des Thüringer Perso-
nalvertretungsgesetzes und zur Klarstellung wird der Zeitraum der erst-
malig nach Inkrafttreten dieses Gesetzes durchzuführenden Wahlen im 
Jahr 2022 aufgeführt.

Hinsichtlich des Ablaufs der Amtszeit sowie des Zeitpunkts der nächs-
ten regelmäßigen Personalratswahlen gelten die Ausführungen Num-
mer 8 Buchst. a Doppelbuchst. bb entsprechend.

Zudem stellt die Ergänzung in Satz 2 klar, dass die Übergangsbestim-
mungen auch für die ARGE HPR gelten. Auch diese bleibt nach Inkraft-
treten des Änderungsgesetzes in ihrer bisherigen Stärke bis zum Ende 
ihrer Amtszeit, spätestens bis zum 31. Mai 2022, im Amt.

Der neue Satz 3 dient der Klarstellung, dass auch im Fall  zwischenzeitli-
cher Neuwahlen nach § 27 Abs. 1 die darauffolgenden regelmäßigen Per-
sonalratswahlen im Jahr 2022 stattfinden. § 27 Abs. 4 gilt entsprechend.

Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der jetzigen 
Gesetzesänderung.

Zu Buchstabe c:

Das in der Bestimmung genannte Datum bezieht sich auf den Zeitpunkt 
der letzten Personalratswahl und war entsprechend zu aktualisieren.

Zu Buchstabe d:

Die Übergangsregelungen für die tariflichen Anpassungen an den TVöD/ 
TV-L werden nicht mehr benötigt. Die Umstellung auf die Bestimmungen 
der Tarifverträge ist auch im personalvertretungsrechtlichen Sinn voll-
zogen, indem die bisherigen Arbeiter und Angestellten jetzt die Grup-
pe der Arbeitnehmer bilden. Die nicht mehr benötigten Passagen wa-
ren daher zu streichen.
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Zu Buchstabe e:

Es handelt sich um eine Anpassung der Absatznummerierung aufgrund 
der Änderung in Buchstabe d. Zudem erfolgt eine redaktionelle Anpas-
sung aufgrund der jetzigen Gesetzesänderung.

Zu Nummer 48:

Die verbindliche Festlegung der Durchführung einer Evaluierung wurde in 
das Gesetz aufgenommen, um den sich aus der praktischen Umsetzung 
dieses Gesetzes durch die Personalräte, aber auch seitens der Dienst-
stellen, ergebenden notwendigen Anpassungs- oder Änderungsbedarf 
zu erheben. Bei der Erstellung des Berichts sind die Spitzenorganisati-
onen der Gewerkschaften sowie die Personalvertretungen anzuhören.

Eine erste Evaluierung bereits nach drei Jahren bietet sich an, um die 
Erfahrungen der bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits amtierenden 
Personalratsmitglieder hinsichtlich dessen Anwendbarkeit auswerten zu 
können. Nachfolgende Evaluationen nach fünf Jahren haben den Vor-
teil, dass diese nach vier Jahren der Amtszeit der folgenden Personal-
vertretungen durchzuführen sind.

Zu Nummer 49:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Nummer 48.

Zu Nummer 50:

Die Inhaltsübersicht des Thüringer Personalvertretungsgesetzes ist an 
die mit diesem Gesetz vorgenommenen Änderungen anzupassen.

Zu Artikel 2:

Zu Nummer 1:

Die Streichung der Bekanntmachung "durch Aushang" führt dazu, dass 
die allgemeine Regelung des neugeschaffenen § 1a Anwendung findet, 
die die Formen der Bekanntmachungen erweitert. Künftig ist es daher 
möglich, die Namen der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Wahlvor-
standes neben dem Aushang auch auf elektronischem Weg bekanntzu-
machen. Auf die näheren Ausführungen in Nummer 2 wird verwiesen.

Zu Nummer 2: 

Mit dieser Regelung werden die Arten der Bekanntmachung erweitert und 
dem modernen Dienstbetrieb angepasst. Die Bestimmung eröffnet dem 
Wahlvorstand drei Wege der Bekanntgabe.  Absatz 1 regelt (wie bislang 
üblich) eine Bekanntgabe ausschließlich durch Aushang.

Darüber hinaus eröffnet Absatz 2 künftig in Anlehnung an die Regelung in 
§ 44 Abs. 3 Satz 2 Thüringer Personalvertretungsgesetz (Artikel 1 Num-
mer 15) die Möglichkeit, Bekanntmachungen des Wahlvorstands elekt-
ronisch mittels der in der Dienststelle üblicherweise genutzten Informa-
tions- und Kommunikationstechnik vorzunehmen. Dies kann nach Satz 1 
durch eine Kombination von Aushang und elektronischer Veröffentlichung 
(sogenannte gemischt elektronisch-papierne Bekanntgabe) erfolgen. In 
diesem Fall genügt es, die Bekanntmachung an einer geeigneten Stelle 
in der Hauptdienststelle und, falls davon abweichend, am dienstlichen 
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Sitz des Vorsitzenden des Wahlvorstands auszuhängen. In der elektro-
nischen Fassung der Bekanntmachung ist anzugeben, an welchem Ort 
der schriftliche Aushang erfolgt.

Eine ausschließlich elektronische Bekanntmachung ist nach Satz 4 in 
den Fällen gestattet, in denen alle wahlberechtigten Beschäftigten der 
Dienststelle über einen eigenen Zugang zur üblicherweise in der Dienst-
stelle genutzten Informations- und Kommunikationstechnik verfügen.

Durch die Möglichkeit der elektronischen Bekanntmachung wird eine 
erhebliche Erleichterung für die Arbeit des Wahlvorstands erzielt. Der 
Aushang des Wahlausschreibens muss in der Dienststelle und allen 
Dienststellenzweigen sowie Außenstellen zwingend am Tag des Erlas-
ses erfolgen. Das trägt dem Umstand Rechnung, dass vom Zeitpunkt 
des Erlasses die für das Wahlverfahren bedeutsame Frist von 18 Arbeits-
tagen für die Einreichung der Wahlvorschläge beginnt (§ 7) und für den 
Beginn eines Fristenlaufs sowie die Berechnung eine Bekanntgabe er-
forderlich ist (vgl. Thüringer OVG, Beschluss vom 18. September 2013, 
Az.: 5 PO 1430/10, PersV 2014, 306). Diese Bindung stellte die Wahlvor-
stände in der Vergangenheit vor erhebliche organisatorische und logisti-
sche Probleme. Mit der Öffnung des Zugangs zum von der Dienststelle 
eingerichteten Intranet oder einem anderen vorhandenen elektronischen 
Medium wird ein modernes Mittel für alle Bekanntmachungen des Wahl-
vorstandes zur Verfügung gestellt. Die Möglichkeit der elektronischen 
Bekanntgabe wurde durch die Rechtsprechung zu personalvertretungs-
rechtlichen Wahlordnungen verschiedener Länder mit analogen Bestim-
mungen gerichtlich geprüft und bestätigt (vgl. VGH Baden-Württemberg, 
Beschluss vom 25. August 2016, Az: PL 15 S 152/15).

Bei Wahl der elektronischen Bekanntmachung ist sicherzustellen, dass 
technische Vorkehrungen getroffen werden, die eine unautorisierte Ver-
änderung der Daten ausschließt. Es sind Dateiformate zu verwenden, 
deren Veränderung einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordern.

Zu Nummer 3:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, da die bisherigen Sät-
ze 4 und 5 identisch waren.

Zu Nummer 4:

Zu Buchstabe a:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Artikel 1 Nummer 6 Buchst. b.

Zu Doppelbuchstabe bb:

Aus der Einfügung des § 1a (Nummer 2) folgt, dass künftig eine Informa-
tion über die Form der Bekanntgabe des Wahlergebnisses im Wahlaus-
schreiben enthalten sein muss. Die Bekanntgabe hat weiterhin grund-
sätzlich durch Aushang zu erfolgen. Nach § 1 a Abs. 2 kann sich der 
Wahlvorstand jedoch auch für die ergänzende oder ausschließlich elekt-
ronische Bekanntgabe entscheiden. Im Hinblick auf die Formstrenge des 
Wahlrechts und die Notwendigkeit der rechtssicheren Bekanntmachung 
des Wahlergebnisses ist die Verpflichtung des Wahlvorstands geboten, 
die Form der Bekanntgabe zu Beginn der Wahl verbindlich festzulegen 
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und diese Entscheidung bekanntzumachen. Dies hat im Wahlausschrei-
ben zu erfolgen. Das Publizitätsgebot erfordert, dass die Beschäftigten 
darüber informiert werden, an welcher Stelle sie verlässlich Kenntnis 
vom Inhalt rechtsverbindlicher Bekanntmachungen erlangen können.

Zu Doppelbuchstabe cc:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Buchstabe a Doppelbuchst. bb.

Zu Buchstabe b:

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2. Es ist vom Wahl-
vorstand zu entscheiden, ob er das Wahlausschreiben allein durch Aus-
hang bekanntgibt oder eine gemischt elektronisch-papierne Bekanntga-
be wählt. Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 1a Abs. 2 Satz 3  ist 
eine rein elektronische Bekanntmachung ebenfalls zulässig.

Zu Nummer 5:

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2. Die dortigen Aus-
führungen gelten entsprechend. Es ist zu beachten, dass die Bekannt-
machung analog zur Form der Bekanntgabe des Wahlausschreibens 
erfolgt. Wurde beispielsweise eine gemischt elektronisch-papierne Be-
kanntgabe des Wahlausschreibens gewählt, hat auch die Bekanntgabe 
der Schreiben dieser Bestimmung in dieser Weise sowie an den gleichen 
Stellen wie das Wahlausschreiben zu erfolgen. Wurde eine rein elektro-
nische Bekanntmachung des Wahlausschreibens gewählt, so ist diese 
Form auch für die weiteren Bekanntmachungen ausreichend.

Zu Nummer 6:

Die Ausführungen zu Nummer 5 gelten entsprechend.

Zu Nummer 7:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung.

Zu Nummer 8:

Die Ausführungen zu Nummer 5 gelten entsprechend.

Zu Nummer 9:

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2. Die Ausführun-
gen zu Nummer 1 gelten entsprechend.

Zu Nummer 10:

Zu Buchstabe a:

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2. Die Ausführun-
gen zu Nummer 1 gelten entsprechend.

Zu Buchstabe b:

Zu Doppelbuchstabe aa:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Buchstabe b Doppelbuchst. bb.
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Zu Doppelbuchstabe bb:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Nummer 4 Buchst. a Doppelbuchst. bb.

Zu Buchstabe c:

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 2. Die Ausführun-
gen zu Nummer 1 gelten entsprechend.

Zu Nummer 11:

Die Ausführungen zu Nummer 5 gelten entsprechend.

Zu Nummer 12:

Die Ausführungen zu Nummer 5 gelten entsprechend.

Zu Nummer 13:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Nummer 14:

Die Übergangsregelungen für die tariflichen Anpassungen an den TVöD/ 
TV-L werden nicht mehr benötigt. Die Umstellung auf die Bestimmungen 
der Tarifverträge ist auch im personalvertretungsrechtlichen Sinn voll-
zogen, indem die bisherigen Arbeiter und Angestellten jetzt die Grup-
pe der Arbeitnehmer bilden. Die nicht mehr benötigten Passagen wa-
ren daher zu streichen.

Zu Nummer 15:

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Ände-
rung in Nummer 14.

Zu Nummer 16:

Die Inhaltsübersicht der Wahlordnung zum Thüringer Personalvertre-
tungsgesetz ist an die mit diesem Gesetz vorgenommenen Änderun-
gen anzupassen.

Zu Artikel 3:

Die Regelung ist die Ermächtigungsgrundlage für die Neubekanntma-
chung des Thüringer Personalvertretungsgesetzes in der vom Inkraft-
treten dieses Gesetzes an geltenden Fassung.

Zu Artikel 4:

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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